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Nachtrag: Reform der Arbeitslosenversicherung

Ergänzend zu dem im ifo Schnelldienst 7/2002 diskutierten Thema »Reform der
Bundesanstalt für Arbeit« stellt Egon Hölder, Präsident des Statistischen Bundesam-
tes a.D., seinen Reformvorschlag vor: Damit die Arbeitslosigkeit als wirtschaftliches
und soziales Phänomen wirksam abgebaut und zugleich ein wirtschaftlicher Auftrieb
erzeugt werden kann, sollte das durch die Arbeitslosigkeit brachliegende Potential
zur Wertschöpfung genutzt werden. Dafür ist – nach Meinung von Egon Hölder – die
grundsätzliche Änderung der Arbeitslosenversicherung nötig. »Sie soll nicht mehr
einfach Geld als Lohnersatz bieten, sondern eine garantierte Möglichkeit, diesen
Lohnersatz im Rahmen einer besonderen Leiharbeitsorganisation zu verdienen.«

Mitarbeiterkapitalbeteiligung – Ein internationaler Vergleich
Herbert Hofmann und Christian Holzner

Seit Anfang der neunziger Jahre setzt sich die Europäische Kommission für die För-
derung von finanziellen Mitarbeiterbeteiligungen in den Mitgliedsländern der Euro-
päischen Union ein. Die Resonanz auf die ausgesprochenen Empfehlungen und die
Intensität, mit der sie umgesetzt wurden, waren in den einzelnen Mitgliedsländern
unterschiedlich. Diese verschiedenen Entwicklungen lassen sich durch institutionel-
le Unterschiede in den Mitgliedsländern sowie durch unterschiedliche politische An-
sätze, die bei der Umsetzung der Empfehlungen der Kommission gewählt wurden,
erklären. Die Unterstützung für finanzielle Mitarbeiterbeteiligungen wird durch die
Annahme getragen, dass sie positiv auf Produktivität und Beschäftigung wirken.
Bisher ist es jedoch noch nicht gelungen, dafür eindeutige empirische Belege zu fin-
den. Trotzdem sollte die staatliche Förderung verstärkt werden. Denn finanzielle Be-
teiligungen der Arbeitnehmer können als ein Instrument zur Erhaltung von Arbeits-
plätzen angesehen werden: Unter den Bedingungen der zunehmenden Globalisie-
rung, mit einer erweiterten internationalen Mobilität von Gütern und Produktionsfak-
toren geraten die Arbeitnehmerentgelte in Hochlohnländern – insbesondere von Be-
schäftigten mit eher geringer Qualifikation – unter Druck, wenn die Arbeitsplätze
nicht gefährdet werden sollen. Insbesondere Kapitalbeteiligungen können die aus-
gelösten Verteilungseffekte abmildern. Die finanziellen Beteiligungsformen bergen
jedoch Risiken für den Arbeitnehmer, wenn nennenswerte Einkommensbestandtei-
le von dem durch den Einzelnen nur schwer zu beeinflussenden Gewinn abhängen
oder die Mitarbeiter bei Insolvenz nicht nur ihren Arbeitsplatz, sondern auch ihr ein-
gebrachtes Kapital verlieren. Aus der Sicht einer optimalen Risikostreuung ist viel-
leicht ein System der Vermögensbildung vorzuziehen, das die Kapitalbildung in Ar-
beitnehmerhand nicht auf den eigenen Betrieb beschränkt.

Innovationsverhalten der deutschen Industrie 
in den Jahren 2000 und 2001
Horst Penzkofer

Nach den Ergebnissen des neuesten ifo Innovationstest verfügt die deutsche In-
dustrie über ein ausreichendes Innovationspotential, um den Herausforderungen
in einem breiten Spektrum von Technologiefeldern gewachsen zu sein. Jährlich re-
alisieren zwischen 55 und 60% der Unternehmen Produkt- und/oder Prozessin-
novationen, bezogen auf die Beschäftigten sogar rund drei Viertel der Unterneh-
men. Mit gut 10% blieb in den vergangenen Jahren der Umsatzanteil von Produkt-
innovationen in der Markteinführungsphase relativ stabil, d.h. die Innovationsan-
strengungen haben sich nicht verringert. Aus den Ergebnissen der Sonderfrage
»Innovation« im ifo Konjunkturtest geht darüber hinaus hervor, dass zu Beginn die-
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ses Jahres 52% der Unternehmen ihre Märkte als wachstumsdynamisch ein-
schätzten und weitere 35% der deutschen Industrieunternehmen nach eigener
Beurteilung auf Märkten agieren, die die Möglichkeit schaffen, wirtschaftliche Er-
träge zu erwirtschaften, die für die Zukunftssicherung des Unternehmens auf der
Grundlage von Innovationen erforderlich sind. Der hohe Anteil an Innovatoren in
der deutschen Industrie sollte aber nicht die Tatsache verdecken, dass die Aus-
schöpfung des vorhandenen Innovationspotentials zunehmend durch höhere In-
novationskosten in Verbindung mit einer Intensivierung des Wettbewerbs bedroht
wird. Daneben zählen finanzielle Engpässe, Schwierigkeiten geeignete Mitarbeiter
für den FuE-Bereich zu finden und regelungsbedingte Barrieren zu den wichtigs-
ten Hemmnisfaktoren bei der Durchführung von Innovationsprojekten.

DV-Dienstleister: Erste Lebenszeichen, aber ausgeprägte 
Investitionsschwäche und sinkende Beschäftigung
Joachim Gürtler

Laut der 29. Konjunkturumfrage für DV-Dienstleistungen, die schwerpunktmäßig
im April und Mai 2002 stattfand, hat sich das Geschäftsklima zum zweiten Mal in
Folge leicht gebessert, der Vorjahreswert wurde aber bei weitem nicht erreicht. Die
Stimmungsverbesserung beruht allerdings nur auch den günstigen Erwartungen
für das kommende Halbjahr. Die aktuelle Geschäftslage hat sich dagegen im ers-
ten Quartal 2002 verschlechtert. Erstmals überwogen sogar leicht die negativen
Geschäftslageurteile: Nur noch 20% der Unternehmen beurteilten ihren Ge-
schäftsverlauf als günstig, 57% als befriedigend und 23% empfanden ihre derzei-
tige Situation als schlecht. Bereits seit den Sommermonaten 2000 hat das Be-
schäftigungswachstum ganz erheblich an Schwung verloren, mittlerweile sinkt die
Zahl der Beschäftigten. Auffallend ist die deutliche Zurückhaltung der mittleren
und größeren Dienstleistungsunternehmen. Auch die Perspektiven für die nächste
Zeit waren von Vorsicht geprägt. Die Beschäftigung dürfte bestenfalls stagnieren,
und die Sorgen über schwach gefüllte Auftragsbücher nehmen rasant zu. Fast
verklungen ist dagegen die Klage über den Fachkräftemangel.

Portugal: Geht der Anschluss verloren?
Oscar-Erich Kuntze

In Portugal hat der Aufholprozess gegenüber dem Durchschnitt der EU-Länder
2001 keine weiteren Fortschritte gemacht, das reale Bruttoinlandsprodukt nahm
mit 1,8% nur geringfügig stärker zu als der EU-Mittelwert. Die Arbeitslosenquote
verharrte im Jahresdurchschnitt bei 4,1%. Die Teuerungsrate erreichte 4,4%.
2002 wird das reale Bruttoinlandsprodukt voraussichtlich nur um 1% expandie-
ren. Auf dem Arbeitsmarkt verschlechtert sich die Situation. Die Arbeitslosenquo-
te dürfte im Jahresdurchschnitt auf knapp 5% steigen, die Konsumentenpreise
um gut 31/4% über dem Niveau des Vorjahres liegen. 2003 wird sich das BIP um
knapp 2% erhöhen. Die Arbeitslosenquote wird sich auf rund 51/2% ausweiten
und die Preise das Niveau von 2002 um knapp 3% übersteigen. 

Wir freuen uns, mitteilen zu können, dass der Senat der Ludwig-Maximilians-Univer-
sität München am 20. Juni 2002 in ordentlicher zweiter Lesung dem Vorschlag des
Rektors zugestimmt hat, das ifo Institut für Wirtschaftsforschung zu einem Institut »an
der Ludwig-Maximilians-Universität« zu machen. Die Abstimmung fiel einstimmig und
ohne Enthaltungen aus. Damit gibt die Universität ihrer Hochschätzung für das ifo Ins-
titut Ausdruck und betont die enge Zusammenarbeit auf den Gebieten der Forschung
und Lehre. Mitarbeiter des ifo Instituts sind mit Lehraufträgen an der Universität be-
traut und Professoren der LMU sind Forschungsdirektoren am ifo Institut oder in des-
sen Gremien vertreten. Mehrere Doktoranden sind zu jeder Zeit in die Forschung des
Instituts eingebunden; Forschungskooperationen bestehen zudem auf einer Reihe
von Gebieten. 

In eigener Sache 
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Arbeitslosigkeit zur 
Wertschöpfung nutzen

Der Verfasser schlägt vor, das durch die
Arbeitslosigkeit brachliegende Potential
zur Wertschöpfung zu nutzen und da-
durch die volkswirtschaftliche Gesamt-
leistung Deutschlands zu steigern. Da-
mit soll die Arbeitslosigkeit als wirtschaft-
liches und soziales Phänomen wirksam
abgebaut und zugleich ein wirtschaftlicher
Auftrieb erzeugt werden.

Notwendig ist dazu die grundsätzliche Än-
derung der Arbeitslosenversicherung. Sie
soll nicht mehr einfach Geld als Lohner-
satz bieten, sondern eine garantierte Mög-
lichkeit, diesen Lohnersatz im Rahmen ei-
ner besonderen Leiharbeitsorganisation
zu verdienen.

Das Problem

Die Massenarbeitslosigkeit in mehrfacher
Millionenhöhe ist seit rund einem Jahr-
zehnt ein viel beklagter Sachverhalt der
deutschen Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik geworden, an den man sich
gewöhnt hat, über den viel geredet wird.
Zu dessen Ursachen gibt es mannigfache
Diskussionen und Spekulationen. Die Ver-
antwortung wird – je nach politischer Ein-
stellung – der jetzigen oder der früheren
Regierung, den Arbeitgebern oder den
Gewerkschaften, der Wirtschaftsordnung,
insbesondere der »Globalisierung« und
stets der eigenen und der Weltkonjunktur
(die sich freilich immer wieder ändern oh-
ne durchschlagende Wirkung auf die Be-
schäftigung in Deutschland) zugewiesen.
Einige Wochen lang schien im Chor der
veröffentlichten Meinung unzureichende
Vermittlungstätigkeit der Bundesanstalt
für Arbeit und ihrer Arbeitsämter als gra-
vierende Ursache festzustehen. Mittler-
weile hat sich jedoch die simple, aber rich-
tige Erkenntnis wieder durchgesetzt, dass
die Arbeitsämter nur solche Arbeitsmög-
lichkeiten vermitteln können, die angebo-
ten werden und für die jemand zu zahlen
bereit und in der Lage ist. Auch ist deut-
lich geworden, dass die Annahme der an-
gebotenen Arbeit für viele Arbeitslose fi-
nanziell uninteressant ist, weil ihnen die

Leistungen der Arbeitslosenversicherung,
ohne die Notwendigkeit zu arbeiten, reiz-
voller erscheinen als eine entsprechende
sozialversicherte Tätigkeit mit vollem Brut-
tolohn. Die Arbeitslosigkeit wird damit wie-
der als Wirtschaftsproblem erkennbar, das
eben nur mit wirtschaftlichen Mitteln ge-
löst werden kann.

Zu diesem Sachverhalt sind in den letz-
ten Jahren weitere Übel für die deutsche
Volkswirtschaft hinzu gekommen, die mit
der Arbeitslosigkeit als Ursache oder Fol-
ge in Zusammenhang stehen: Rückgang
des Wirtschaftswachstums, Haushalts-
probleme des Bundes und der Länder,
Steigerung der Staatsverschuldung bis
nahe an die in der EU geltende Ober-
grenze mit der Folge, dass öffentliche
Mittel für wirtschafts- und beschäfti-
gungsfördernde Maßnahmen und zur Fi-
nanzierung einer grundlegenden Umstel-
lung des Steuersystems kaum aufzutrei-
ben sind, Geldnot der Gemeinden, be-
sonders der großen Städte, Verschlech-
terung der Zahlungsmoral, wirtschaftliche
Bedrängnis des Mittelstandes, erhebliche
Zunahme der Insolvenzen, Unsicherheit
der Altersrentenversicherung und des Ge-
sundheitswesens. 

All dies wird von weiteren Schüben neu-
er Arbeitslosigkeit begleitet, wenn große
Arbeitgeber – mehr oder weniger ge-
zwungen – Zehntausende von Arbeits-
plätzen streichen, ohne dass aus der Wirt-
schaft selbst ausgleichender neuer Be-
darf an diesen Arbeitskräften bekannt
wird. Viele mögliche Arbeitgeber scheu-
en das Risiko der Bindung ordentlicher
Arbeitsverträge, oft sogar grundsätzlich
die Beschäftigung weiterer Arbeitnehmer,
selbst um den Preis, nicht weiter expan-
dieren zu können. Den Gemeinden und
anderen öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften, die entweder direkt als Arbeit-
geber in Betracht zu ziehen sind oder aber
als Auftraggeber mittelbar den Arbeits-
markt erweitern können, fehlt immer mehr
das dazu nötige Geld. Die Arbeitslosigkeit
ist aber so aufwendig, dass sie nicht nur
von der Solidargemeinschaft der Arbeit-
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geber und der Arbeitnehmer, sondern zunehmend auch aus
Steuermitteln finanziert werden muss. Kosten wurden auch
in andere Sozialsysteme verlagert, z.B. durch den vorgezo-
genen Ruhestand.

Zusammenhänge

Es besteht also der merkwürdige Umstand, dass Geld für
notwendige Arbeiten fehlt und die Arbeitslosigkeit dadurch
vergrößert wird, andererseits gleichzeitig Geld in die Ar-
beitslosigkeit und ihre Bewältigung fließt, ohne dass ein Aus-
gleich stattfindet. Am deutlichsten wird dies in den neuen
Ländern, wo vielerorts der öffentliche Investitionsbedarf mit
Händen zu greifen, gleichzeitig aber auch die Arbeitslosig-
keit relativ am größten ist.

Eine besonders schwerwiegende Folge der großen Ar-
beitslosigkeit ist aber ihre Rückwirkung auf das Volksein-
kommen, auf das Bruttoinlandsprodukt. Der Ausfall der Leis-
tung von (mindestens) 4 Mill. möglicher Erwerbstätiger liegt
in der Größenordnung der Gesamtleistung eines kleineren
Staates, wie etwa Portugal oder der Schweiz. Der Ausfall ei-
nes so hohen sonst möglichen Beitrages zu der volkswirt-
schaftlichen Gesamtleistung Deutschlands hat Folgen. Die-
se Gesamtleistung ist nämlich auch die finanzielle Grundla-
ge für das Wirken des Staates von der Schule über den Stra-
ßenbau bis zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit.
Die Arbeitslosigkeit bewirkt also auch, dass die Vorteile der
staatlichen Ordnung, die allen Bürgern und Einwohnern zu-
gute kommen, für die Erwerbslosen von den Erwerbstäti-
gen mitverdient werden müssen, bzw. dass die Letzteren
nur ein kleineres Stück vom Sozialkuchen abbekommen
können, als es ihrer Leistung entspräche. 

Arbeitslosigkeit geht also uns alle etwas an. Das darf aber
in einem Sozialstaat dennoch nicht zu unsozialer Härte der
Mehrheit gegen die Minderheit der gegen ihren Wunsch und
Willen – vielleicht nur wegen ihres Lebensalters – arbeitslos
gewordenen Mitbürger verleiten. Eine nachhaltige Ab-
schwächung des sozialen Schutzes gegen die Folgen der
Arbeitslosigkeit wäre sozial recht problematisch und ist schon
daher gegenwärtig sicher nicht gewollt, sie hätte auch volks-
wirtschaftlich erhebliche Nachteile. Dieser Satz scheint in
Widerspruch zu stehen zur Notwendigkeit, die Arbeitsauf-
nahme im Vergleich zum Leben aus den Sozialsystemen
reizvoller erscheinen zu lassen. Diese Notwendigkeit besteht
insbesondere in Bezug auf diejenigen, die nicht die innere
moralische Verpflichtung verspüren, aus eigenen Kräften
zu leben, statt sich den Lebensunterhalt von der Allge-
meinheit ohne weiteres eigenes Tun finanzieren zu lassen.
Zur Beseitigung dieser Spannung wurde immer wieder die
Absenkung des Arbeitslosengeldes und anderer Transfer-
leistungen gefordert. Das sollte aber aus den genannten
Gründen nicht geschehen.

Dennoch kommt der Lösung der Problematik größte Be-
deutung zu. Die Schätzungen der Zahl der »unechten« Ar-
beitslosen ohne Motivation zur Arbeitsaufnahme bewegen
sich zwischen 20 und 30%. Die Motivation fehlt meist des-
halb, weil beim Vergleich der Einkommen aus der möglichen
Arbeit mit den tatsächlichen Einkünften aus den Sozialsys-
temen die Arbeitsaufnahme »unwirtschaftlich« erscheint.
Die Argumentation ist oft folgende: 65% des letzten Net-
toeinkommens für 0% Arbeit ist reizvoller als 100% Brutto-
lohn für 100% Arbeit. Dem Arbeitslosen gilt dann oft nur
die Differenz der Beträge als aus Arbeit erzielbarer Verdienst
(»soll man dafür einen Monat arbeiten?«). Und der ist ihm
dann zu gering, gleichgültig ob dabei Freizeitinteressen maß-
gebend sind oder die Möglichkeit, gewonnene Zeit mehr
oder weniger legal wirtschaftlich zu nutzen. Dieser Span-
nung kann mit Kombilohnmodellen nicht ausreichend ent-
gegengewirkt werden, die zudem öffentliche Hände weiter
belasten würden.

Lösungswege

Die Arbeitsaufnahme muss reizvoller werden, als die Ar-
beitslosigkeit mit sozialer Abfederung.

Die Lösung dieses großen Problems bei der Bekämpfung
unserer Arbeitslosigkeit muss zudem auf einem Wege ge-
funden werden, der nicht an anderer Stelle unabsehbare
neue Probleme schafft. Die Arbeitslosigkeit ist wie die Ar-
beit selbst Teil des Wirtschaftsgeschehens, ist Folge, aber
auch Ursache anderer wirtschaftlicher Vorgänge oder wirt-
schaftsbedeutsamer Entwicklungen, wenn sie auch eine be-
sonders große soziale und menschliche Bedeutung hat. Der
Arbeitslosigkeit sollte deshalb auch nicht isoliert lediglich mit
sozialen, sondern integral mit wirtschaftlichen Mitteln ent-
gegengewirkt werden, und das heißt bei uns mit Mitteln der
sozialen Marktwirtschaft. Dabei muss »Wirtschaftsverträg-
lichkeit« geachtet werden, also darauf, dass durch die Maß-
nahmen gegen die Arbeitslosigkeit nicht andere, vermeid-
bare Schäden im Wirtschaftssystem entstehen. So dürfen
z.B. funktionierende Teilarbeitsmärkte nicht gestört wer-
den. Die soziale Komponente in unserem Wirtschaftssys-
tem verpflichtet und begünstigt dabei alle Wirtschaftsteil-
nehmer. Alle haben daher zu einem fairen Teil an der Über-
windung von Problemsituationen der Gesamtwirtschaft mit-
zuwirken.

Für die Arbeitslosen bedeutet das, dass auch sie ihren Teil
zur Überwindung der – übrigens gegenwärtig weitgehend
strukturellen – Arbeitslosigkeit ebenso beizutragen haben,
wie auch zum Abbau des gefährlich hohen Schuldenstan-
des der öffentlichen Hände und zur Erweiterung des engen
Kreditspielraumes Deutschlands, wenn dies zur Sicherung
der Zukunft geboten ist. Und womit können sie diesen Bei-
trag leisten?
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Mit ihrer Arbeit! Mag das auch zunächst paradox erschei-
nen, so ist doch in Erinnerung zu rufen, dass die Erwerbs-
losen nicht arbeitslos sind, weil es keine Arbeit, weil es nichts
zu tun gäbe, sondern im korrekten Fall meist, weil die Be-
zahlung dieser Arbeit nicht wirtschaftlich finanziert werden
kann. Es gibt also an sich sinnvolle Arbeit für alle. 

Zur Erfüllung der sozialen Verpflichtung, aus der heraus der
Arbeitslose im Versicherungsfall einen angemessenen Teil
seines bisherigen Lohnes erhält, ist es nicht notwendig und
nicht geboten, dass er in dieser Zeit nicht zu arbeiten braucht.
Eher das Gegenteil ist geraten: Dem Arbeitslosen soll der
Kontakt zur Arbeitswelt erhalten werden, damit er als Ar-
beitskraft aktuell bleibt. Auch gelten Versicherungsgrund-
sätze: Wie die Sachversicherer im Schadensfall den Rest-
wert beschädigter Bestände durch Veräußerung realisie-
ren, um den Gesamtschaden zu verkleinern und damit auch
die Prämien der Versicherten in Grenzen halten, so sollten
die Arbeitslosenversicherung und andere Sozialsysteme be-
rechtigt und verpflichtet werden, die durch den Versiche-
rungsfall – den Verlust des Arbeitsplatzes – freigewordene
und brachliegende Arbeitskraft angemessen zu nutzen und
zu verwerten und damit den finanziellen Schaden zu min-
dern. Die Umstellung auf eine derartige Regelung erhielte ih-
re Rechtfertigung nicht zuletzt auch dadurch, dass das ver-
sicherte Risiko durch die Massenarbeitslosigkeit für die Ge-
meinschaft der Versicherten und Beitragszahler längst zu
hoch geworden ist und dass die zur Erhaltung des Versi-
cherungssystems rechnerisch sonst notwendige Erhöhung
der Beiträge zu einer Erhöhung der Arbeitsplatznebenkos-
ten und damit zu weiterer Arbeitslosigkeit führen würde.
Demgegenüber ist dann doch die Heranziehung der brach-
liegenden Arbeitskraft als sozialverträglichere Lösung vor-
zuziehen und juristisch gerechtfertigt.

Regelungsmodell

Für die Umsetzung dieser Überlegungen bedeutet dies u.a.
vom Gesetzgeber anzuordnende Regelungen für folgen-
den Ablauf:

Der Arbeitlose meldet sich zum frühest möglichen Zeitpunkt
beim Arbeitsamt.

Von dort wird er nach Erfassung und Beratung in der Regel
einer – privaten oder öffentlichen – lizenzierten und kontrol-
lierten Zeitarbeitsfirma zugewiesen.

Der Arbeitslose bekommt dann sein Arbeitslosengeld nach
den bisher geltenden Regeln und nach Bestätigung der Ar-
beitsaufnahme vom Arbeitsamt.

Die Zeitarbeitsfirma vermittelt die von ihr betreuten Perso-
nen auf eigene Rechnung an Arbeitgeber. Sie versucht

»Marktpreise«, also orts- und branchenübliche oder erziel-
bare Gegenleistungen zu erreichen. Sie muss einen ange-
messenen Teil ihrer Einnahmen an die Arbeitslosenversi-
cherung zur Kostenminderung weiterleiten. Sie kann ande-
rerseits aber auch in kleinerem Umfang Leistungszulagen
als Leistungsanreiz zahlen.

Die ordentliche Ausführung der übertragenen Arbeiten ist
Bedingung und Voraussetzung der Zahlung des Arbeitslo-
sengeldes. Sie muss von der Zeitarbeitsfirma monatlich
rechtzeitig dem Arbeitsamt bestätigt werden.

Personen, für die keine geeignete gewerbliche Arbeit ge-
funden wird, werden öffentlichen Einrichtungen für Aktions-
programme oder andere definierte Tätigkeiten zu günsti-
gen Bedingungen zugewiesen. In geeigneten Fällen, insbe-
sondere bei überwiegendem öffentlichen Interesse kann das
auch vom Arbeitsamt unmittelbar veranlasst werden.

Das Nähere über Arbeitsbedingungen, Schutzvorschriften,
Urlaub, Arbeitnehmervertretung usw. regelt eine Rechts-
verordnung der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung und für Wirtschaft. Angesichts der in der Regel kür-
zerfristigen Tätigkeit in diesem Rechtskreis und zur Vermei-
dung schädlicher Komplizierung dieses Instruments ist da-
bei eine Beschränkung auf das notwendige Minimum an Re-
gelungsdichte angezeigt. 

Der Arbeitslose erbringt so eine volle Arbeitsleistung für ei-
ne im Verhältnis zum Normallohn geringere, aber seinen
sozialen Schutz gewährleistende Gegenleistung. Der ge-
währte Schutz ist ausreichend, hält aber durch die Ver-
pflichtung zur Arbeit den nötigen Abstand zu dem Einkom-
men aus einem regulären Arbeitsverhältnis. Anreiz und An-
trieb, sich um einen neuen Arbeitsplatz auch mit eigener In-
itiative zu bemühen oder auch den Weg zur Gründung ei-
ner selbständigen Existenz zu suchen, bleiben voll wirksam.

Das vorgeschlagene Modell des Schutzes von Arbeitslo-
sen durch die Gewährung von Arbeitslosengeld oder an-
derer Sozialleistungen gegen Arbeitsleistung verbindet die
soziale Sicherung arbeitsloser Menschen unter weitgehen-
dem Ausschluss von Missbrauch mit der Erfüllung einer Rei-
he anderer Ziele:

Die Arbeitslosen tragen auf diese Weise durch ihre Tätig-
keit selbst zur Verringerung der Kosten der Arbeitslosigkeit
und damit indirekt zur Verringerung der Arbeitsplatzneben-
kosten und zur Vermeidung neuer Arbeitslosigkeit bei.

Die Notwendigkeit, sich das Arbeitslosengeld durch Arbeit
zu verdienen, dürfte bei praktischem Wirksamwerden des
Systems der Leiharbeit einen größeren Teil von Scheinar-
beitswilligen veranlassen, aus der Betreuung der Arbeitslo-
senversicherung auszuscheiden und so Kosten einzuspa-
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ren und natürlich auch die Statistik korrekt zu verbessern.
Dieser Effekt könnte möglicherweise beschleunigt werden,
wenn schon bald nach der Gesetzesänderung bekannt ge-
geben wird, dass Missbräuche aus der Vergangenheit mit
straf- und zivilrechtlichen Mitteln verfolgt werden, wenn sie
nicht vor einem festzusetzenden Zeitpunkt beendet werden.

Personen, die erkennbar auf absehbare Zeit dem Arbeits-
markt nicht zur Verfügung stehen, weil sie krank oder durch
andere Umstände an der Aufnahme einer Arbeit gehindert
sind, und darum auch keine Tätigkeit im Leiharbeitsverhält-
nis aufnehmen, scheiden aus der Betreuung als Arbeitslose
– und natürlich auch aus der entsprechenden Statistik aus.
Ihre soziale Sicherung muss einem anderen Sozialsystem ob-
liegen, vor allem der Sozialhilfe. Deren besondere und dann
natürlich verstärkte Probleme müssen gelöst, können aber
im Rahmen dieser Darlegungen nicht behandelt werden.

Durch die Eingliederung von bisher Arbeitslosen in den Pro-
duktionsprozess wird mehr Wertschöpfung erzielt. Dies führt
direkt und indirekt zu weiterer Wirtschaftsbelebung und da-
mit auch zu messbarem Wirtschaftswachstum und zu ver-
mehrten Steuereingängen.

Auch die Tätigkeit in nicht gewerblichen Einrichtungen, z.B.
Behörden, für die Zeitarbeitsgesellschaft führt im Prinzip zu
ähnlichen Ergebnissen. Selbst die im Bereich der öffentlichen
Verwaltungen ohne größere Gegenleistungen Tätigen, wer-
den, je nach Ausgestaltung ihrer Position, wenigstens mit
ihren monatlichen Einkünften zur Erhöhung des Bruttoin-
landsprodukts und damit zur Verbesserung der Kreditsitu-
ation der Bundesrepublik Deutschland beitragen.

Die Tätigkeit im Rahmen der Leiharbeit führt in vielen Fällen zu
einer faktischen Vermittlung eines neuen Arbeitsplatzes. Wenn
ein Arbeitgeber im Rahmen der Leiharbeit einen Mitarbeiter po-
sitiv bewertet und behalten möchte, muss er ihm einen or-
dentlichen Arbeitsvertrag anbieten, ihn also regulär einstellen,
wenn er auf Zustimmung bei dem neuen Mitarbeiter trifft. Die
Leiharbeit kann damit faktisch wie eine »Vor-Probezeit« wirken,
die das Einstellungsrisiko für beide Seiten erheblich verringert.
Dieser Vermittlungseffekt sollte schon bei der Zuweisung von
Arbeitslosen in geeignete Stellen positiv mitbedacht werden.

Organisation

Die Neuorganisation der Arbeitsverwaltung muss auf die
ihr übertragenen Aufgaben zugeschnitten werden. Das setzt
die vorangegangene Sach- und Systementscheidung über
die Methode der sozialen Sicherung Arbeitsloser voraus.
Wenn das hier vorgeschlagene Modell akzeptiert wird, kann
von einer erheblichen Verringerung der Fallzahlen und von
einer Zunahme der Flexibilität des Arbeitsmarktes ausge-
gangen werden.

Auch die klassische Aufgabe der Vermittlung wird davon be-
einflusst, weil sie zu einem wesentlichen Teil von den Zeit-
arbeitsfirmen, gewollt oder faktisch, miterledigt würde. An-
dererseits bleiben eine Fülle von Aufgaben für eine objekti-
ve und engagierte Arbeitsverwaltung. Dazu gehören die
Rechts- und Sachaufsicht über die Zeitarbeitsfirmen zur Ver-
hinderung von Ausbeutung oder Abweichen von den sach-
lichen Vorgaben der Arbeitslosenpolitik und zur Wahrung der
wirtschaftlichen Interessen der Arbeitslosenversicherung.
Dazu gehört aber auch die weitgehende Vermeidung von
Marktstörungen, etwa durch Zurücksetzung von Marktteil-
nehmern bei der Zuweisung von Arbeitslosen oder auch
erhebliche, unzumutbare Verschlechterung der Wettbe-
werbsbedingungen für bereits tätige Unternehmen.

Für die neuen Länder könnte sich auch eine umfassende Pro-
jektsteuerung für eine große rationelle Beschäftigungs- und
Renovierungskampagne zusammen mit den beteiligten Län-
dern anbieten. Sie könnte und sollte zusammen mit anderen
Initiativen und Fördermöglichkeiten zu einem Aufbruch zum
wirtschaftlichen Aufschluss an die alten Bundesländer führen.

Sonstiges

Es bleibt noch darauf hinzuweisen, dass natürlich noch ei-
ne ganze Reihe weiterer Ursachen der Arbeitslosigkeit an-
gegangen werden müssen.

So sollten bei Massenentlassungen etwa bei Aufgabe ei-
nes Filialnetzes nach Bankenfusion die Arbeitgeber an ers-
ter Stelle nach neuen Verwendungen, nach neuen Arbeit-
gebern für die Mitarbeiter suchen, statt eine eingespielte Ar-
beitseinheit zu zerschlagen. 

Das Risiko der Festanstellung weiterer Kräfte könnte für klei-
nere Unternehmer, z.B. Handwerker durch genossen-
schaftliche Absicherung erleichtert werden.

Haushaltshilfen, die bei zunehmender Berufstätigkeit der
Frauen mit Familie immer wichtiger werden, könnten durch
Zusammenschluss mehrerer Haushalte zu Minigenossen-
schaften sozial abgesichert werden.

Es zeigt sich, dass der »Reichtum der Nationen« gerade in
Deutschland vor allem in seinen in der Wirtschaft tätigen
Menschen liegt. Die Arbeitslosen bilden nicht eine Last, son-
dern eine nicht genutzte, vernachlässigte Chance. Diese
sollte mit geeigneten Mitteln nutzbar gemacht werden. 

6
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Verbreitung von finanziellen 
Mitarbeiterbeteiligungen

Die Beteiligung von Arbeitnehmern am
Kapital des beschäftigenden Unterneh-
mens lässt sich in Form von Beleg-
schaftsaktien, GmbH-Anteilen, Genos-
senschaftsanteilen, Stillen Beteiligungen,
Mitarbeiterdarlehen oder Genussschei-
ne/-rechte realisieren. Auch bei Gewinn-
beteiligungen mit einer Sperrfrist von
mehreren Jahren kann es sich um eine
Form der Kapitalbeteiligungen handeln,
wenn dem Unternehmen für die ent-
sprechende Zeit diese Finanzmittel als Ei-
gen- oder Fremdkapital zur Verfügung
stehen. Internationale Vergleiche, welche
die ganze Breite der Beteiligungsformen
berücksichtigen, sind aufgrund unter-
schiedlicher Formen und fehlender sta-
tistischer Informationen nicht möglich. Bei
der EPOC und Carnet Studie, die hier ver-
wendet werden, wurden die Verbreitung
der Gewinn- und Kapitalbeteiligung in den
Ländern der Europäischen Union erho-
ben. Die Kapitalbeteiligung wurde dabei
jedoch auf die Form der Aktienbeteiligung
beschränkt, da diese Form der Kapital-
beteiligung international vergleichbar ist.
Bei Aktien handelt es sich um die häu-
figste Form der Mitarbeiterkapitalbeteili-
gung. In Deutschland wird diese Form
von ca. 80% der Arbeitnehmer gewählt.
Soweit Kapitalbeteiligungen durch Ge-
winnbeteiligungen finanziert werden (z.B.
durch in Aktien ausgezahlte Gewinnbe-
teiligungen), sind die beiden finanziellen

Beteiligungsarten in den aufgeführten
Statistiken nicht eindeutig auseinander zu
halten. Weil ein (unbekannter) Teil der Ge-
winnbeteiligungen in Aktien ausgezahlt
werden, dürfte die wahre Verbreitung der
Aktienbeteiligung von Mitarbeitern etwas
höher sein, als sie in Tabelle 1 ausgewie-
sen wird.

In Tabelle 1 sind die Ergebnisse der EPOC
Studie von 1996 und der Carnet Studie
von 1999/2000 zusammengefasst. In
Frankreich, Großbritannien und – nach der
Carnet Studie – auch in den Niederlan-
den, Finnland und Irland ist die finanziel-
le Mitarbeiterbeteiligung am weitesten ver-
breitet. Deutschland befindet sich mit
Schweden, Österreich, Dänemark und
Belgien im Mittelfeld. In den südeuropäi-
schen Ländern Spanien, Portugal, Grie-
chenland und Italien ist die Tradition ei-
ner finanziellen Mitarbeiterbeteiligung am
geringsten ausgeprägt.

Wegen eines recht unterschiedlichen De-
signs sind die beiden Erhebungen nicht
direkt miteinander vergleichbar. Die Stich-
probe der Carnet Studie von 1999/2000
wurde auf Unternehmen mit mehr als 200
Mitarbeitern beschränkt. Außerdem wur-
den hier nur solche Firmen aufgeführt, in
denen die finanzielle Beteiligung mindes-
tens 50% der Belegschaft umfasst. Die
Ergebnisse der EPOC-Erhebung von
1996 geben keinen Aufschluss über die
Verbreitung der finanziellen Beteiligung
innerhalb der Belegschaft. Diese Studie
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legt mit einer Stichprobe, die aus der Gesamtheit der Be-
triebe mit mehr als 20 Mitarbeitern (50 in Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, Italien und Spanien) gezogen wurde,
einen größeren Wert auf die gesamtwirtschaftliche Reprä-
sentativität.

Das Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung hat mit
dem Betriebspanel für das Jahr 2000 erstmals repräsenta-
tive Ergebnisse zur Verbreitung der Mitarbeiterkapitalbetei-
ligung in Deutschland erhoben. Vergleicht man die Resul-
tate des Betriebspanels mit der Carnet Studie, dann erge-
ben sich leichte Unterschiede. Nach dem Betriebspanel gibt
es in ca. 9,5% der Betriebe mit mindestens 200 Beschäf-
tigten eine Kapitalbeteiligung am eigenen Unternehmen.
Nach der Carnet Studie sind es ca. 10%, obgleich hier –
anders als im Betriebspanel – nur Aktienbeteiligungen in Be-
trieben in denen mindestens 50% der Beschäftigten betei-
ligt berücksichtigt werden (vgl. Tab. 1). Nach der EPOC-Er-
hebung gab es in 4% der Betriebe in Deutschland mit min-
destens 20 Mitarbeitern eine Aktienbeteiligung. Der Wert des
Betriebspanels für diese Betriebe liegt bei ca. 6%, wobei
ein Grund für die höhere Quote sein dürfte, dass das Panel
auch andere Beteiligungsformen berücksichtigt. Die in Ta-
belle 1 aufgeführten Studien sind nicht gesamtwirtschaftlich

repräsentativ, da sie nicht alle Betriebsgrößenklassen um-
fassen. Da kleinere Betriebe seltener Mitarbeiter am Kapital
beteiligen, überschätzen diese Studien die Verbreitung der
Mitarbeiterkapitalbeteiligung. Das Betriebspanel demons-
triert dies für Deutschland: Nach seinen Ergebnissen betei-
ligen insgesamt nur 1,5% aller Betriebe ihre Mitarbeiter am
Unternehmenskapital.

Gründe für die unterschiedliche Verbreitung

Die entscheidenden Faktoren, die zu den Unterschieden bei
der Verbreitung von finanziellen Mitabeiterbeteiligungen in
den Ländern führen, sind im Allgemeinen die landestypi-
sche Kapitalmarktstruktur, die Größenstruktur der Unter-
nehmen, die Einstellung und der Einfluss der Sozialpartner
sowie im Besonderen die Großzügigkeit staatlicher Förde-
rung (Brewster et al. 2001; Festing et al. 1999; Poutsma
2001). 

Kapitalbeteiligungen sind prinzipiell bei jeder Unterneh-
mensform möglich. Es bestehen jedoch sowohl von Unter-
nehmer- als auch von Arbeitnehmerseite Vorbehalte gegen-
über bestimmten Formen von Kapitalbeteiligungen. Unter-
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  Tab. 1

  Betriebea) mit einer finanziellen Mitarbeiterbeteiligung

 EPOC1 (1996) Carnet Studie2 (1999/2000)

Gewinnbetei-

ligung

Aktienbeteili-

gung

Total Gewinnbetei-

ligung

Aktienbeteili-

gung

Total

Anteile in %

Frankreich 57 7 58 82 20 84

Niederlande 13 3 16 56 22 60

Großbritannien 40 23 51 30 30 48

Finnland - - - 28 15 38

Irland 8 4 11 23 15 36

Schweden 20 2 21 19 13 28

Österreich - - - 28 3 28

Deutschland 13 4 16 19 10 25

Dänemark 10 6 15 8 15 21

Belgien - - - 10 11 20

Spanien 8 10 16 13 6 18

Portugal 6 3 9 17 2 18

Griechenland - - - 7 7 14

Italien 4 3 6 7 2 9

a) EPOC: Betriebe ≥ 20 Mitarbeitern (≥ 50 in Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien und Spanien).

Carnet Studie: Betriebe ≥ 200 Mitarbeitern, Nur Betriebe, in denen mindestens 50% der Belegschaft beteiligt sind.

Die Definition eines Betriebes wurde im Carnet Survey den Befragten überlassen.

Quelle: 1) EPOC Research Group (1997).

2) Pendleton et al. (2001).
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nehmer haben oftmals die Befürchtung, sensible Informa-
tionen mit Arbeitnehmern teilen zu müssen, während Ar-
beitnehmer nicht ohne Rechte und sehr langfristig gebun-
den eine Beteiligung halten wollen. Die einfache Veräußer-
barkeit von Aktien und die eindeutige Kompetenzvertei-
lung zwischen Management und Aktionären favorisiert Ak-
tien gegenüber anderen Beteiligungsformen. Deshalb gibt
es einen positiven Zusammenhang zwischen börsenno-
tierten Aktiengesellschaften und der Existenz einer finan-
ziellen Mitarbeiterbeteiligung (Festing et al. 1999). Des Wei-
teren schafft die ständige Bewertung der Aktien ein größe-
res Bewusstsein für den Wert der finanziellen Beteiligung.
Diese firmenspezifischen Vorteile einer AG kumulieren sich
zu einer größeren Quote von Aktienbeteiligungen der Mit-
arbeiter in Ländern wie Großbritannien und den USA, in de-
nen sich traditionell mehr Firmen über den Aktienmarkt fi-
nanzieren. 

Durch den leichteren Zugang großer Firmen zum Aktien-
markt kann auch eine zu beobachtende Korrelation zwischen
der Größe eines Betriebes und der Existenz einer Aktien-
beteiligung erklärt werden. Im Gegensatz zu Ländern mit
einer hohen Quote von Großbetrieben hat die große Anzahl
von kleinen Betrieben in Portugal und Italien, in denen 78%
der Betriebe nicht mehr als zehn Mitarbeiter (Ramos, 1998)
bzw. 58% nicht mehr als 20 Mitarbeiter haben (Del Boca et
al. 1999), einen negativen Einfluss auf die Quote von Fir-
men mit Aktienbeteiligungen.

Die meisten europäischen Gewerkschaften stehen den Ge-
winnbeteiligungen als Form der tariflichen Entlohnung skep-
tisch gegenüber, da die jährlichen Ausschüttungen von Ge-
winnbeteiligungen auf Unternehmensebene bestimmt wer-
den und nicht auf nationaler oder Branchenebene verhan-
delbar sind (Uvalic 1995). Diese Skepsis gilt auch für Kapi-
talbeteiligungen. Denn Gewerkschaften betrachten es als
ihre Aufgabe, Arbeitnehmer vor dem Risiko eines Vermö-
gensverlustes zu schützen. Kapitalbeteiligungen am arbeit-
gebenden Unternehmen sind aus der Sicht der jeweiligen
Arbeitnehmer unter dem Aspekt einer angemessenen Risi-
kostreuung ungünstig. Da sowohl ihre Beschäftigung als
auch ein Teil ihres sonstigen Vermögens letztlich von der Sol-
venz desselben Unternehmens abhängen, ergibt sich eine
problematische Risikostruktur ihres gesamten Vermögens-
portfolios. 

Die institutionelle Ausgestaltung der Tariffindung hat we-
sentliche Auswirkungen auf die Einstellung der Tarifpartner
gegenüber der finanziellen Mitarbeiterbeteiligung. Vor allem
in Ländern mit Flächentarifen ist die Einstellung der Ge-
werkschaften gegenüber einer breiten Mitarbeiterbeteiligung
eher negativ (Del Boca et al. 1999). Dies ist vor allem in
Deutschland, Italien und Spanien zu beobachten. Auch die
Politik hält sich in diesen Ländern zurück und überlässt es
den Sozialpartnern, die Rahmenbedingungen für Mitarbei-

terbeteiligungen auszuhandeln, soweit nicht staatliche För-
dermittel für die Beteiligungen eingesetzt werden. Auf Fir-
menebene hingegen können Gewerkschaften gestalterisch
tätig werden. 

Auch in Frankreich und Großbritannien stehen die Gewerk-
schaften auf nationaler Ebene einer Gewinnbeteiligung ab-
lehnend gegenüber. Aufgrund des geringen Organisations-
grades in Frankreich und durch die Entmachtung der Ge-
werkschaften in Großbritannien wurden aber Lohnverhand-
lungen vermehrt auf Firmenebene geführt (Del Boca et al.
1999). Entsprechend blieb auf nationaler Ebene der nega-
tive Einfluss der Gewerkschaften gegenüber Gewinnbetei-
ligung weitgehend wirkungslos, und es ist zu beobachten,
dass Gewerkschaften auf Firmenebene bei der Umsetzung
von Mitarbeiterbeteiligungen häufiger mitwirken (Uvalic 1995;
Del Boca et al. 1999). Dazu kommt, dass die Gewerkschaften
in Frankreich, Großbritannien und Italien bei Privatisierun-
gen, deren Zahl in den neunziger Jahren stark angestiegen
ist, eine aktive Rolle in der Ausgestaltung von Beleg-
schaftsaktien übernommen und durch diese Erfahrungen
eine positivere Einstellung gegenüber der finanziellen Be-
teiligung von Mitarbeitern entwickelt haben (Del Boca et al.
1999; Poutsma und Huijgen 1999). Außerdem setzen sich
die Regierungen von Frankreich und Großbritannien aktiv für
eine finanzielle Beteiligung der Mitarbeiter ein.

In Finnland und Irland stehen die Gewerkschaften einer Ge-
winnbeteiligung zustimmend gegenüber, was sich positiv
auf die Gesetzgebung und deren Umsetzung in den Firmen
auswirkt (Poutsma 2001). Auch in den Niederlanden konn-
te ein Anstieg von finanziellen Mitarbeiterbeteiligungen be-
obachten werden, nachdem die Gewerkschaften ihre Posi-
tion änderten, um den großzügigen Gewinnbeteiligungen im
Topmanagement einen Riegel vorzuschieben.

In den einzelnen Ländern existieren die unterschiedlichs-
ten Gesetzesgrundlagen und Förderprogramme. Dies kann
als eine Hauptursache für die unterschiedliche Verbreitung
von Mitarbeiterbeteiligungen gesehen werden. Seit 1967/93
ist in Frankreich die Einführung einer Mitarbeitergewinnbe-
teiligung für Betriebe mit mehr als 100/50 Mitarbeitern obli-
gatorisch. Diese wird aber den Firmen und Mitarbeitern
durch steuerliche Begünstigungen versüßt. Die meisten an-
deren Länder vertrauen auf steuerliche Anreizsysteme. Die-
se sind weitgehend – mit Ausnahme von Großbritannien
und den Niederlanden – auf Gewinnbeteiligungen und Ak-
tienbeteiligungen mit einer mehrjährigen Sperrfrist be-
schränkt. Diese Beschränkungen sollen einen Mitnah-
meeffekt der Firmen, wie in Großbritannien beobachtet, ver-
hindern. Dort hatten viele Firmen einen Teil des festen Loh-
nes durch eine Gewinnprämie ersetzt, um steuerliche Ver-
günstigungen zu nutzen (Poutsma 2001). Großteils blie-
ben die Nettogehälter der Arbeitnehmer unverändert, da die
Firmen die Steuer- und Abgabennachlässe nicht weiterga-
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ben. Da dies dem verteilungspolitischen Gedanken einer
Mitarbeiterbeteiligung widerspricht, wurde in Großbritan-
nien die staatliche Förderung von Prämien ohne Sperrfirst
stufenweise zurückgeführt.

Aufgrund der Anstrengungen der europäischen Kommis-
sion ist die Zahl der staatlichen Förderungsprogramme in
den neunziger Jahren stark angestiegen. In Finnland, Irland
und den Niederlanden ist deshalb in den neunziger Jahren
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 Tab. 2

  Steuerliche Vergünstigungen im internationalen Vergleich

Land
Finanzielle

Beteiligunga

Gesetzesände-

rungen
Steuerliche Vergünstigungen

% Jahr

Frankreich1 84 1959/67/93 Nach 5(3)-jähriger Sperrfirst sind Gewinn- und Aktienbeteiligungen
von der Einkommensteuer (zu 50%) und z.T. von Sozialabgaben
befreit.

Niederlande1 60 1994/96 Gewinn- und Aktienbeteiligungen (letztere mit 4-jähriger Sperrfrist
und nur bis zu einem Höchstbetrag) werden mit geringerem Einkom-
mensteuersatz belastet.

Großbritannien1 48 1978-96 Alle finanziellen Beteiligungen unterliegen der Kapital- bzw. Einkom-
mensteuer, es gelten aber relativ hohe Freibeträge.

Finnland1 38 1990 Steuerliche Vorteile für Gewinnbeteiligungen mit einer Sperrfrist.

Irland1 36 1982 - 95 Aktienbasierende Gewinnbeteiligungen sind nach 5-jähriger Sperrfrist
bis zu einem relativ hohem Freibetrag einkommensteuerfrei.

Schweden1 28 - Geringe steuerliche Vorteile für Gewinnbeteiligungen mit einer Sperr-
frist.

Österreich3 28 1974/94 Keine Vorteile für Gewinnbeteiligungen. Abschläge bei Aktienbeteili-
gungen sind bis zu einem Höchstbetrag einkommensteuerfrei.

Deutschland1 25 1961/84 Keine Vorteile für Gewinnbeteiligungen. Staatliche Förderung der
Vermögensbildung. Kapitalbeteiligungen mit 6-jähriger Sperrfirst sind
begrenzt einkommensteuer- und sozialabgabenfrei.

Dänemark3 21 1958 Kapitalbeteiligungen mit Ausnahme von Schuldverschreibungen sind
nicht steuerlich begünstigt, Gewinnbeteiligungen begrenzt.

Belgien2 20 1997/99 Abschläge bei Aktienbeteiligungen sind bei 5-jähriger Sperrfrist ein-
kommensteuer- und sozialabgabenfrei.

Spanien1 18 1994-96 Keine Vorteile für Gewinnbeteiligungen. Aktienbeteiligungen mit
3-jähriger Sperrfrist sind bis zu einem Höchstbetrag einkommensteu-
erfrei.

Portugal1 18 1989 Aktien- und Gewinnbeteiligungen sind von Sozialabgaben befreit.

Griechenland1, 2 14 1987/94 Substantielle steuerliche Vorteile.

Italien3 9 1991 Abschläge bei Aktienbeteiligungen sind kapitalsteuerpflichtig (12,5%),
welche unterhalb der Einkommensteuer liegt. Sonst keine Vorteile.

USA1 - 1984 Keine Vorteile für Gewinnbeteiligungen. Kleine Firmen sind von der
Kapitalertragsteuer befreit, größere Firmen steuerlich begünstigt,
wenn 30% des Eigenkapital von der Belegschaft gehalten wird.

Kanada3 - 1990 Arbeitgeberbeiträge zu Beteiligungsfonds sind in begrenzter Höhe
abzugsfähig. Sonst keine Vorteile.

Japan4 - - Keine Vorteile für Aktienbeteiligungen. Gewinnbeteiligungen (nicht
variabel) sind steuerlich begünstigt.

Carnet Studie: % der Betriebe, wobei nur Betriebe mit ≥ 200 Mitarbeitern und in denen mindestens 50% der Beleg-

schaft beteiligt sind. Die Definition eines Betriebes wurde im Carnet Survey den Befragten überlassen.

Quelle: 1) EPOC Research Group (1997).

2) Pendleton et al. (2001).

3) Thode et al. (2001).

4) Jones und Takao (1995); OECD (1995).
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der Anteil der Firmen mit einer finanziellen Mitarbeiterbetei-
ligung stark gestiegen (Brewster et al. 2001). In Belgien, Grie-
chenland und Österreich wird ein Anstieg aufgrund der neu-
en steuerlichen Vergünstigungen erwartet (Poutsma 2001).

Tabelle 2 gibt einen Überblick über die steuerlichen Ver-
günstigungen. Daneben wird nochmals die Quote der Fir-
men mit einer finanziellen Mitarbeiterbeteiligung gestellt,
um deutlich zu machen, wie stark der Einfluss der steuer-
lichen Vergünstigungen ist.

Motive und Ziele einer finanziellen 
Mitarbeiterbeteiligung

Die Europäische Kommission ließ 1991 einen Bericht über
die Ausgestaltung der Förderung von Arbeiter- und Ange-
stelltenbeteiligungen am Gewinn- und Unternehmenser-
gebnis in den einzelnen Ländern erstellen. In diesem ersten
PEPPER-Bericht begründete die Kommission ihre Unter-
stützung für Gewinn- und Aktienbeteiligungen der Mitar-
beiter mit folgenden Motiven:

• Steigerung der Motivation und der Produktivität,
• Erhöhung der Konkurrenzfähigkeit durch flexiblere Löhne,
• gleichmäßigere Verteilung des von Unternehmer und Mit-

arbeiter geschaffenen Unternehmenswertes,
• größere Einbeziehung von Mitarbeitern in Entschei-

dungsprozesse,
• Stabilisierung der Beschäftigung.

Die Steigerung der Motivation und Produktivität sowie die
Stärkung der Konkurrenzfähigkeit sollten genügend Anreiz
bieten, um das Management unabhängig von staatlicher
Förderung zur Einführung einer Gewinn- oder Kapitalbetei-
ligung zu bewegen. So lassen sich staatliche Eingriffe nur
durch verteilungspolitische Gründe oder durch ein even-
tuelles Marktversagen rechtfertigen. 

Verteilungspolitischer Handlungsbedarf kann zur Abmilde-
rung der Folgen der Globalisierung gerechtfertigt sein. So
hat die Globalisierung dazu geführt, dass die frühere Knapp-
heit an Arbeitskräften in Deutschland, die zu hohen Löhnen
geführt hat, nicht mehr gegeben ist. Folglich werden die Löh-
ne in Deutschland vor allem für geringer qualifizierte Perso-
nen weniger stark steigen, während das jetzt relativ knap-
pere Kapital bessere Zinsen abwerfen wird. Dieser Effekt
dürfte durch die bevorstehende EU-Osterweiterung noch
verstärkt werden (Sinn 1997). Deshalb kann eine finanziel-
le Beteiligung von Mitarbeitern dazu genutzt werden, zu-
künftig geringere Lohnsteigerungen durch höhere Zinsen
oder Dividenden auszugleichen. 

Eine staatliche Förderung von Mitarbeiterkapitalbeteiligun-
gen könnte auch durch Marktversagen gerechtfertigt sein.
So sind vor allem kleinere Firmen oft nicht in der Lage, zu

den selben Konditionen am Kapitalmarkt Finanzmittel zu be-
ziehen als große Firmen. Mitarbeiterbeteiligungen können
daher dazu beitragen, finanzwirtschaftliche Ziele der Unter-
nehmen – durch verbesserte Liquidität und eine günstigere
Kapitalstruktur mit höherem Eigenkapitalanteil – zu erreichen
(Gaugler 1993). 

Auch zu geringe Investitionen können eine Folge von Markt-
versagen sein. Firmen investieren zu wenig, wenn sie bei
ihrer Investition antizipieren, dass sie später einen Teil der
Rendite im Rahmen von Lohnverhandlungen an die Beleg-
schaft weitergeben müssen (Masters 1998; Acemoglu und
Shimer 1999). Dieses Hold-up Problem kann durch staat-
lich geförderte Mitarbeiterkapitalbeteiligungen beseitigt wer-
den. Ob diese Form des Marktversagens wirklich vorhan-
den ist, kommt auf die Form der Lohnfindung an. Ein sol-
ches Problem tritt nur auf, wenn der Lohn als ein festge-
setzter Anteil am Grenzprodukt errechnet wird. Denn nur
dann muss ein Teil des durch eine Kapitalinvestition erhöh-
ten Grenzprodukts an den Mitarbeiter weitergegeben wer-
den. Wird der Lohn hingegen von der Firma ohne Verhand-
lungen mit dem Arbeiternehmer festgesetzt, so dass dieser
nur die Möglichkeit hat, diesen anzunehmen oder abzuleh-
nen, dann gibt es diese Form des Marktversagens nicht.
Dies gilt auch, wenn Löhne von den Tarifpartnern in Flä-
chentarifverträgen unabhängig von der Produktivität einzel-
ner Firmen ausgehandelt werden. So kann ein Teil der ge-
ringen Mitarbeiterkapitalbeteiligung in Ländern mit Flächen-
tarifen wie Deutschland, Italien und Spanien durch die Ab-
wesenheit des Hold-up Problems erklärt werden. In Ländern
wie Großbritannien und den USA, in denen Löhne auf Fir-
menebene verhandelt werden, kann eine Mitarbeiterkapi-
talbeteiligung dagegen helfen, das Holdup Problem zu über-
winden.

Auswirkungen auf Produktivität und 
Beschäftigung

Nach Ansätzen der Motivationstheorie wirken sich Gewinn-
und Kapitalbeteiligungen positiv auf die Identifikation der Mit-
arbeiter mit der eigenen Firma aus und führen so zu Pro-
duktivitätssteigerungen (Wächter und Koch 1993; Rosen
et al. 1986; Rosen und Quarrey 1987; Rosen und Klein,
1983), was im Falle von Gewinnbeteiligungen durch eine
große Zahl an empirischen Studien aus den USA und Ja-
pan belegt wird (Jones und Kato 1995; Kumbhakar und Dun-
bar 1993; Blasi und Kruse 1995). In Deutschland finden Wolf
und Zwick (2002) keine Produktivitätseffekte. Im Falle von
Kapitalbeteiligungen sind die Erfahrungen noch weniger ein-
deutig. Poole und Jenkins finden positive Effekte (1990;
1991), Edwards (1987), Livingstone und Henry (1984) und
Wolf und Zwick (2002) finden keinen Zusammenhang. Schon
durch die Abgrenzung von Gewinn- und Kapitalbeteiligung
sind die Unterschiede in der Motivationswirkung zu erken-
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nen. Gewinnbeteiligungen definieren sich in Abgrenzung zu
Mitarbeiterkapitalbeteiligungen durch die sofortige Verfüg-
barkeit der Mittel durch den Mitarbeiter. So kann er die Früch-
te seines Einsatzen sofort genießen. Kapitalbeteiligungen
binden die Mittel im Unternehmen auf längere Zeit. Sperr-
fristen begrenzen die Verfügbarkeit, was die Wahrschein-
lichkeit erhöht, dass andere Faktoren außerhalb des Ein-
flussbereiches der Mitarbeiter den Wert des eingebrachten
Kapitals beeinflussen. Somit verringert sich die Motivation.

Die Motivation wird auch noch aus anderen Gründen ein-
geschränkt. Da individuelle Leistungsbeurteilungen häufig
nicht möglich oder sehr teuer sind, sind die Erträge aus der
Gewinnbeteiligung, aber auch aus der Kapitalbeteiligung,
nicht an individuelle Leistungen, sondern an die Leistungen
der ganzen Belegschaft gebunden. Somit verdient jeder Mit-
arbeiter an der Anstrengung seiner Kollegen, was zu einem
Free-Rider-Problem führt. Dieser Anreiz, sich auf Kosten sei-
ner Kollegen nicht anzustrengen, verstärkt sich, wenn ein
Mitarbeiter nur einen sehr geringen Einfluss auf das Be-
triebsergebnis hat. Das ist ein Grund dafür, dass Unterneh-
men häufig nur ihrem Topmanagement Gewinnbeteiligun-
gen anbieten. Einen weiteren Grund liefert die Vertragsthe-
orie. Hier werden Gewinnbeteiligungen von den Kapitaleig-
nern dazu benutzt, die Interessen des besser informierten
Managements in Einklang mit den eigenen zu bringen. Wie
weit es aus Sicht der Kapitaleigner notwendig ist auch die
Interessen der Mitarbeiter an den eigenen auszurichten, d.h.
finanzielle Mitarbeiterbeteiligungen einzuführen, hängt von
den Kosten und der Effizienz (bzw. Ineffizienz durch Free-
Rider-Problem) eines solchen Anreizsystems ab.

Die finanzielle Entlohnung der Arbeit hat neben der Funk-
tion Mitarbeiter zu motivieren, auch die Funktion Arbeitsan-
gebot und -nachfrage auszugleichen. Da eine Gewinnbe-
teiligung eine flexible Anpassung der Lohnkosten an kon-
junkturelle Zyklen erlaubt, sollte sie stabilisierend auf die
Beschäftigung wirken (Weitzman 1985). Die Dualitätsfunk-
tion von Löhnen (Motivation und Gleichgewicht) führt aber
auch zu unfreiwilliger Arbeitslosigkeit, weil Arbeitslose zwar
willens sind, für einen niedrigeren Lohn zu arbeiten, aber
nicht glaubhaft versichern können, dass sie bei geringerem
Lohn genauso motiviert arbeiten werden wie ihre Kollegen.
Deshalb werden sie von den Unternehmen abgewiesen (Sha-
piro und Stiglitz 1984). Die Versicherung eines Arbeitslosen
dem Unternehmen gegenüber sich anzustrengen, ist aber
um so glaubhafter, je mehr der Lohn von der eigenen Leis-
tung abhängig gemacht wird. Dies kann durch eine Ge-
winnbeteiligung der Arbeiter erreicht werden. Somit sollte
eine Gewinnbeteiligung positive Beschäftigungseffekte her-
vorrufen. Es fehlen bisher jedoch eindeutige empirische Be-
lege. So finden Jones and Kato (1995) positive Beschäfti-
gungseffekte, Wadhwani und Wall (1990) dagegen können
sie nicht nachweisen.

Angesichts der mangelnden Belege für Produktivitäts- und
Beschäftigungseffekte von finanziellen Mitarbeiterbeteiligun-
gen stellt sich die Frage, ob die Beteiligung der Arbeiterneh-
mer am Gewinn und/oder am Produktivkapital des arbeitge-
benden Unternehmens propagiert oder stärker als bisher
staatlich gefördert werden sollte. Für eine positive Antwort auf
diese Frage sprechen weniger die Motivations- oder Pro-
duktivitätseffekte auf Unternehmensebene. Vielmehr kön-
nen finanzielle Mitarbeiterbeteiligungen der Arbeitnehmer als
ein Instrument zur Erhaltung von Arbeitsplätzen angesehen
werden. Unter den Bedingungen der zunehmenden Globali-
sierung, mit einer erweiterten internationalen Mobilität von
Gütern und Produktionsfaktoren geraten die Arbeitnehmer-
entgelte in Hochlohnländern – insbesondere von Beschäf-
tigten mit eher geringer Qualifikation – unter Druck. Insbe-
sondere Kapitalbeteiligungen können die ausgelösten Ver-
teilungseffekte abmildern. Die finanziellen Beteiligungsformen
bergen jedoch Risiken für den Arbeitnehmer, wenn nen-
nenswerte Einkommensbestandteile von dem durch den Ein-
zelnen nur schwer zu beeinflussenden Gewinn abhängen oder
die Mitarbeiter bei Insolvenz nicht nur ihren Arbeitsplatz, son-
dern auch ihr eingebrachtes Kapital verlieren. Aus der Sicht
einer optimalen Risikostreuung ist vielleicht ein System der
Vermögensbildung vorzuziehen, das die Kapitalbildung in Ar-
beitnehmerhand nicht auf den eigenen Betrieb beschränkt. 
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Ist die »Innovationskraft« 
Deutschlands intakt?

Die Wettbewerbsstärke einer Volkswirt-
schaft basiert in weiten Bereichen auf dem
Angebot eines breiten Produktspektrums,
aber auch auf ihrer Fähigkeit zur innova-
tiven Produktdifferenzierung und Quali-
tätsproduktion. Die für die Durchführung
von Innovationsprozessen erforderliche
Hervorbringung oder Beschaffung von
technologischem Wissen ist ein ent-
scheidender Wettbewerbsfaktor, um neue
Nachfragepotentiale bedienen und weg-
brechende Marktpotentiale ersetzen zu
können. 

Einige neuere Untersuchungen attestieren
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit
und Innovationsstärke der deutschen Wirt-
schaft keine gute Noten. So führt der Wett-
bewerbsbericht des Genfer Weltwirt-
schaftsforums (2001) Deutschland auf
Rang 17 (Vorjahr: Position 14); nach ei-
ner Studie des International Institute for
Management Development (2002) nimmt
Deutschland Rang 15 ein, nach Platz 12
im Jahr 2001 und Rang 11 im Jahr 2000.2

In der Wettbewerbsfähigkeitsrangliste des
IMD belegen die Vereinigten Staaten wie
im Vorjahr weiter den ersten Platz. Auf Po-
sition 2 löst Finnland Singapur ab, das auf

Rang 5 zurückgefallen ist. Besonders
deutlich verbessern konnte sich Dänemark
(von 15 auf 6). Zur Innovationskraft füh-
render Industrienationen erstellte die Eu-
ropäische Kommission (2001) unter Ein-
beziehung von 17 Indikatoren, die vom
Qualitätsniveau der Arbeitskräfte über die
öffentlichen und privaten Forschungs- und
Entwicklungsaufwendungen (FuE), Hoch-
technologiepatente, Rate der Produktin-
novation in Unternehmen, Verfügbarkeit
von Risikokapital bis zum Wertschöp-
fungsanteil von Spitzentechnologien reich-
ten, ein Ranking: Hinter Schweden, USA,
Finnland, Großbritannien und Japan lan-
dete Deutschland im Mittelfeld. Werden im
engeren Sinne lediglich die Ausgaben für
FuE, Patentanmeldungen und der Welt-
marktanteil an FuE-intensiven Waren-
gruppen3 bei der Analyse betrachtet, so
nimmt Deutschland Platz 4 nach Japan,
den USA und Schweden ein (o.V. 2002).
Die verschiedenen Ranglisten dokumen-
tieren, dass es ein äußerst schwieriges
Unterfangen ist, die Wettbewerbsfähigkeit
bzw. die Innovationskraft einer Volkswirt-
schaft zu ermitteln. 

Tatsache ist jedoch, dass die deutschen
Unternehmen in den neunziger Jahren
Weltmarktanteile verloren haben4, und seit
1994 liegt das Wirtschaftswachstum un-
ter dem EU-Durchschnitt. Dies wird u.a.
auch auf fehlende Produktinnovationen

in den Jahren 2000 und 2001

Horst Penzkofer

Innovationsverhalten der deutschen Industrie

Die internationale Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands und in diesem Zusammenhang auch

der Themenkreis »Technologische Wettbewerbsfähigkeit und Innovationskraft« stehen wei-

terhin im Zentrum der öffentlichen Diskussion. Das ifo Institut befragt seit 1979 die deut-

sche Industrie nach ihren Innovationsaktivitäten.1 Die Erhebung besteht aus zwei Befra-

gungsrunden: Während in der Sonderfrage »Innovation« im ifo Konjunkturtest eher globale

Informationen über innovative Aktivitäten erfasst werden, ermöglichen die Ergebnisse des ifo

Innovationstests eine detaillierte Analyse der unterschiedlichen Merkmale durchgeführter In-

novationen. Insgesamt beteiligen sich rund 2750 Testteilnehmer an den Befragungen. Der fol-

gende Bericht gibt einen Überblick über die wichtigsten Ergebnisse der Innovationserhe-

bungen für die Jahre 2000 und 2001. 

1 Ergebnisse der ifo Innovationsbefragungen für die
deutsche Industrie finden sich für den Zeitraum
1982 bis 1997 bei Schmalholz und Penzkofer
(1993) und Penzkofer und Schmalholz (1999). In
den Folgejahren wurden ausgewählte Resultate im
ifo Schnelldienst veröffentlicht.

2 Diese Studien basieren zum einen auf der Aus-
wertung von Statistiken und zum anderen auf sub-
jektiven Einschätzungen von Experten aus dem Ma-
nagementbereich.

3 Gütergruppen mit einem FuE-Anteil am Umsatz von
über 3,5%. Für Spitzentechnikerzeugnisse muss
der FuE-Anteil am Umsatz mindestens 8,5% be-
tragen. 

4 Der Exportanteil Deutschlands an den Gesamtex-
porten der Welt fiel in den vergangenen zehn Jah-
ren um 2,6 Prozentpunkte auf 8,7%.



55.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  12/2002

Daten und Prognosen 15

und unzureichende Rahmenbedingungen für die Innova-
tionstätigkeit zurückgeführt (Siebert 2002). Trotz aller Vor-
behalte gegenüber Länderlisten ist somit dennoch zu kons-
tatieren, dass in Deutschland Anstrengungen unternommen
werden müssen, um die internationale Wettbewerbsfähig-
keit und Innovationskraft zu stärken. 

Der Anfang des Jahres veröffentlichte »Faktenbericht For-
schung 2002« (BMBF 2002a) wie auch der »Bericht zur tech-
nologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands 2001« (BMBF
2002b) weisen diesbezüglich auf Erfolge hin. Demnach hat
Deutschland im Forschungswettbewerb aufgeholt. Mit ei-
nem FuE-Anteil am Bruttoinlandsprodukt in Höhe von 2,44%
im Jahr 1999 ist Deutschland näher an Japan (3,04%) und
die USA (2,64%) herangerückt und hat Frankreich (2,17%),
das zwischen 1993 und 1995 vor Deutschland rangierte,
wieder überholt. Von den europäischen Spitzenreitern
Schweden (3,80%) und Finnland (3,19%), die stark auf das
Technologiefeld Telekommunikation spezialisiert sind, ist
Deutschland aber noch weit entfernt. Bei den weltmarktre-
levanten Patentanmeldungen5 weist Deutschland in den ver-
gangenen Jahren vergleichbare Zuwächse auf wie die USA;
eine höhere Dynamik bei den Patentanmeldungen ergibt sich
für Schweden und Kanada – zurückzuführen auf Patente
im Bereich der Kommunikationstechnik. Generell bleibt je-
doch festzuhalten, dass die technologische Stärke Deutsch-
lands auf dem Gebiet der höherwertigen Technik – nicht aber
bei der Spitzentechnik – liegt (BMBF 2002a). Hierbei ist aber
auch zu berücksichtigen, dass die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Industrie, die rund 90% zu
allen Warenexporten Deutschlands beiträgt, nicht aus-
schließlich mit High-Tech-Produkten bewerkstelligt werden
kann, sondern auf einem breitgefächerten Produktmix mit
Produkten mittleren und niedrigen Technologiegehalts ba-
siert. Dass in weiten Teilen die deutschen Unternehmen im
Wettbewerb erfolgreich sind, zeigt der 2001 erreichte Re-
kord im Außenhandelsüberschuss, auch wenn dieser im ver-
gangenen Jahr vor allem auf das geringere Importwachs-
tum zurückzuführen ist.6

Eine notwendige Voraussetzung für die Si-
cherung bzw. die Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit einer Wirtschaft und damit
für die Schaffung und den Erhalt von Ar-
beitsplätzen stellen Forschungs-, Entwick-
lungs- und Innovationsaktivitäten dar. Der
Einsatz von FuE-Ressourcen bildet zwar ei-
ne wichtige Know-how-Basis für Innovatio-

nen, daneben gibt es aber auch noch andere Innovations-
kanäle, z.B. den Einsatz von Konstrukteuren oder Designern
sowie den Zukauf von Technologien. Der Innovationspro-
zess erstreckt sich von der Ideenfindung bis zur Marktrei-
fe eines Produkts bzw. Anwendung eines Verfahrens. Die
Ergebnisse aus dem ifo Innovationstest zeigen, dass unter
Einbeziehung der konstruktiven Entwicklungstätigkeiten die
Bereiche Forschung und (konstruktive) Entwicklung »nur«
rund zur Hälfte an den gesamten Innovationsaufwendun-
gen beteiligt sind. 

Der Begriff »Innovation« stellt jedoch ein großes Problem in
der öffentlichen Diskussion über die Innovationsstärke bzw.
-schwäche dar. Einige verstehen darunter grundlegende
Neuerungen (Basisinnovationen), andere wiederum bezie-
hen Innovationen nur auf Spitzentechnologien. Eine weite-
re Sichtweise besteht darin, Innovationen ganz generell als
Neuerungen oder wesentliche Verbesserungen von Pro-
dukten oder Produktionsverfahren zu charakterisieren. Auf
der Basis der letztgenannten Definition wird seit nunmehr
fast 25 Jahren die Innovationserhebung des ifo Instituts
durchgeführt.7 Das dabei verwendete Indikatorenset er-
möglicht es, die Innovationsaktivitäten in der deutschen In-
dustrie detailliert zu analysieren. Im Folgenden wird ein Über-
blick über die laufenden Innovationsaktivitäten der Indus-
trie und die Bedeutung der sie beeinflussenden ökonomi-
schen und technologischen Rahmenbedingungen gegeben. 

Innovationsaktivitäten auf hohem Niveau

Entsprechend obiger Definition wird ein Unternehmen dann
als Innovator bezeichnet, wenn es im Berichtsjahr Produkt-
innovationen im Markt eingeführt und/oder Prozessinnova-
tionen in seinem Produktionsbereich eingesetzt hat. Als ge-

Abb. 1

5 Erfindungen, die in Europa, USA und Japan zum Pa-
tent angemeldet wurden (Triadepatentanmeldungen).

6 Gegenüber 2000 hat sich der Handelsbilanzsaldo von
59 Mrd. r auf fast 94 Mrd. r erhöht. Der Wert der
Exporte betrug 637,2 Mrd. r, das sind 6,6% mehr als
im Vorjahr. Eingeführt wurden Güter im Wert von
543,3 Mrd. r (+ 0,9%).

7 Die Innovationsbefragungen in den EU-Mitgliedsländern basieren ebenfalls
auf dieser definitorischen Grundlage. Siehe hierzu OECD (1992).
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nereller Befund ergibt sich aus der Abbil-
dung 1, dass Jahr für Jahr knapp 60% der
Unternehmen ihr Produktionsprogramm
oder ihre Produktionsanlagen modernisie-
ren. Bezogen auf den Anteil der in der In-
dustrie tätigen Personen beträgt die Quote
rund 75%.

Hinter diesen Anteilen verbirgt sich ein brei-
tes Spektrum von Innovationen, das von nur
marginalen Weiterentwicklungen oder Ver-
besserungen bis zu grundlegend neuen Pro-
dukten oder Produktionsverfahren reicht.
In der sektoralen Aufgliederung umfasst die
Gruppe der innovationsstarken Branchen
die Wirtschaftszweige chemische Industrie,
Herstellung von Kraftwagen und -teilen, Ma-
schinenbau, DV-Geräte und Einrichtungen
sowie Rundfunk-/Fernseh- und Nachrich-
tentechnik, Medizin-/Mess-/Steuer- und Regeltechnik/Op-
tik. Das innovative Verhalten der Unternehmen dieser Wirt-
schaftszweige ist nicht weiter verwunderlich, da sich gera-
de diese Unternehmen ständig der internationalen Konkur-
renz stellen müssen. Sie sind gezwungen, zur Sicherung
ihrer Wettbewerbsfähigkeit die angebotene Produktpalette
und/oder den Produktionsprozess permanent zu erneuern
bzw. zu verbessern. Darüber hinaus verfügen aber auch
die der modischen Entwicklung unterliegenden Branchen
wie z.B. Textilgewerbe und Möbelherstellung über einen ho-
hen Anteil innovativer Unternehmen.

Bei Verwendung eines enger gefassten Innovationsbegriffs,
der nur Innovationen berücksichtigt, die auf Forschungs-
bzw. Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten beruhen, lie-
gen die Anteile im Vergleich zu den Innovatorenquoten –
mit Ausnahme der Gruppe der Großunternehmen – deut-
lich niedriger (vgl. Tab. 1). Dieses Ergebnis veranschaulicht,
dass die Innovationsaktivitäten bei kleinen und mittleren
Unternehmen häufig auf konstruktiven Entwicklungstätig-
keiten oder designmäßigen Änderungen basieren.

Während die Innovatorenanteile im Zeitraum 1998 bis 2001
gemessen an der Zahl der Beschäftigten na-
hezu unverändert blieben, fiel der Innovato-
renanteil gemessen an der Zahl der Unter-
nehmen zwischen 2000 und 2001 um über
4 Prozentpunkte. Ursächlich hierfür war die
geringere Innovationstätigkeit bei kleinen und
mittleren Unternehmen (vgl. Tab. 2). Hierin
kommt u.a. die Tatsache zum Ausdruck,
dass zwar der FuE-Prozess in den Unter-
nehmen kontinuierlich ablaufen kann, dass
aber vor allem kleine und mittlere Unterneh-
men Innovationen eher in zeitlichen Interval-
len, d.h. diskontinuierlich, realisieren. Unter
Berücksichtigung dieser unterschiedlichen

Innovationsneigung lassen sich die im Innovationstest er-
fassten Unternehmen einteilen in:

• Unternehmen mit kontinuierlicher Innovationstätigkeit,
d.h. sie haben im Beobachtungszeitraum Jahr für Jahr
Innovationen realisiert,

• Unternehmen mit diskontinuierlicher Innovationstätigkeit,
d.h. sie haben nur in Abständen Innovationsprojekte ab-
geschlossen,

• Unternehmen, die im Beobachtungszeitraum keine In-
novationen eingeführt oder angewendet haben.

Die Angaben in Tabelle 3 machen die Bedeutung der ge-
wählten Periodenabgrenzung für Aussagen zum Innova-
tionsverhalten deutlich: Mit länger werdendem Beobach-
tungszeitraum nimmt der Anteil der Unternehmen mit kon-
tinuierlicher Innovationstätigkeit ab. Unabhängig vom be-
trachteten Intervall steigt die Kontinuität im Innovationsver-
halten deutlich mit der Unternehmensgröße. Am Anteil der
Unternehmen ohne realisierte Innovationsprojekte ist zu be-
obachten, dass deren Anzahl umso geringer wird, je länger
der Beobachtungszeitraum wird. Aufgrund des Produkt- bzw.

     Tab. 1

     Innovatorenanteile im verarbeitenden Gewerbe bei unterschiedlichen

     Innovationsdefinitionen – im Jahr 2000; in % –

Unternehmen

mit .......

Innovationsdefinition

Beschäftigten weit a) FuE-gestützt b) Forschungsgestützt c)

     20  –    49 45,1 35,1

     50  –  199 66,4 48,6

   200  –  499 74,6 61,9

   500  –  999 78,6 66,2

1 000 und mehr 83,3 75,3

13,5

20,2

26,6

39,4

64,7

a) Neuerungen oder wesentliche Verbesserungen im Produkt- und/oder Prozessbe-
reich.
b) FuE-gestützte Neuerungen oder wesentliche Verbesserungen im Produkt-
und/oder Prozessbereich.
c) Forschungsgestützte Neuerungen oder wesentliche Verbesserungen im Produkt-
und/oder Prozessbereich.

   Quelle: Sonderfrage »Innovation« im ifo Konjunkturtest, ifo Innovationstest.

     Tab. 2

          Gr ößenklassenspezifische Innovat orenanteile

       im verarbeit enden Gewer be Deutschlands 2000 und 2001 – in % –

Unternehmen mit ... Beschäftigten 2000 2001

    20  –    49 45,1 41,7

    50  –  199 66,4 60,2

   200 –  499 74,6 71,0

   500 –  999 78,6 79,3

1 000 und mehr 83,3 84,7

Quelle: Sonderfrage »Innovation« im ifo Konjunkturtest.
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Technologielebenszyklus muss jedes Unter-
nehmen irgendwann Produkt- und/oder
Prozessinnovationen durchführen, um sein
Überleben zu sichern. Aus dem langjähri-
gen Meldeverhalten der Teilnehmer am ifo
Innovationstest ist darüber hinaus festzu-
stellen, dass Produkt- oder Prozessinno-
vationen kaum als singuläres Neuerungs-
element vorkommen. Die gleichzeitige Re-
alisierung kombinierter Produkt- und Pro-
zessinnovationen sind für die meisten In-
novationsprozesse charakteristisch. Im Zeit-
raum 1998 bis 2001 führte rund die Hälfte
der Innovatoren kombinierte Produkt- und
Prozessinnovationen durch.

Konjunkturelle Entwicklung hinterlässt Spuren
bei der Umsatzstruktur

Die Innovationsaktivitäten geben für sich allein betrachtet noch
keine Auskunft über die Wettbewerbsfähigkeit einer Wirtschaft.
Vielmehr kommt es darauf an, dass Innovationen zu Erfolgen
auf den Märkten führen. Einen Indikator für den Erfolg der In-
novationstätigkeit stellt die Umsatzstruktur dar. Zur Sicherung
des langfristigen Überlebens ist es für die Unternehmen er-
forderlich, die Zusammensetzung ihrer Produktpalette so auf-
einander abzustimmen, dass für alternde Produkte rechtzei-
tig Ersatz geschaffen wird; d.h. die Unternehmen müssen für
ein ausgewogenes Sortiment sorgen. Im ifo Innovationstest
werden die Unternehmen gefragt, in welcher der folgenden
Lebenszyklusphase sich ihre Produkte befinden: 

• Der Umsatzanteil in der Markteinführungsphase gibt Auf-
schluss über die Bedeutung der Produktinnovationen, die
aber noch keinen durchschlagenden
Markterfolg verzeichnen.

• Der Umsatzanteil in der Wachstumspha-
se liefert einen Anhaltspunkt für die Pros-
perität des Unternehmens. Die neuen Pro-
dukte sind vom Markt akzeptiert worden.

• Produkte, die sich in der Stagnations-
phase befinden, stellen für die Unterneh-
men häufig so genannte »cash-cows« dar,
denn sie bilden (noch) die Basis für wirt-
schaftliche Erträge, die für die Zukunfts-
sicherung des Unternehmens auf der
Grundlage von Innovationen erforderlich
sind.

• Der Umsatzanteil in der Schrumpfungs-
phase zeigt den Umsatz derjenigen Pro-
dukte an, die demnächst aus dem Pro-
duktsortiment ausscheiden.

Die Umsatzstruktur der deutschen Industrie-
unternehmen weist seit 1996 leichte Ver-

schiebungen auf (vgl. Abb. 2). Während die Unternehmen
1996 »nur« 10,2% ihres Umsatzes mit Produkten verdien-
ten, die sich noch in der Markteinführungsphase befanden,
stieg der Umsatzanteil bis zum Jahr 2000 auf 10,7% an.
Darüber hinaus erhöhte sich der Umsatzanteil in der Wachs-
tumsphase von 23,9 auf 29,4%. Entsprechend verringerten
sich die Anteile in der Stagnations- und Schrumpfungspha-
se. Die Gegenüberstellung des Umsatzanteils in der Markt-
einführungs- mit dem der Schrumpfungsphase ergab für 2000
einen negativen Saldo in Höhe von 1,2 Prozentpunkte. 1996
betrug die Differenz noch – 4,4 Prozentpunkte. Die schwa-
che konjunkturelle Entwicklung im Jahr 2001 schlägt sich
auch in der Zusammensetzung des von der Industrie getä-
tigten Umsatzes nieder. Während der Anteil, der mit Produk-
ten erlöst wurde, die sich noch in der Markteinführungspha-
se befinden, nahezu unverändert blieb, d.h. die Innovations-
anstrengungen haben sich nicht verringert, musste bei den
Umsatzerlösen für in der Wachstumsphase befindliche Pro-
dukte ein Rückgang von knapp 4 Prozentpunkten hinge-
nommen werden (2000: 29,4%; 2001: 25,8%). Dement-

    Tab.  3

    Innovat ionsverhalt en im Zeit ver lauf – in % –

Unternehmen Verteilung der Unternehmen mit

mit .... kontinuierlicher diskontinuierlicher keiner

Beschäftigten Innovationstätigkeit im Zeitraum

2000/01 1998/01 2000/01 1998/01 2000/01 1998/01

    20   –    49 30,6 22,7 29,5 50,0 39,9 27,3

    50   –  199 49,6 34,0 28,0 53,8 22,4 12,2

   200  –   499 57,2 45,5 26,7 46,6 16,1 7,9

   500  –   999 67,2 55,6 25,7 40,5 7,1 3,9

1 000 und mehr 77,6 68,2 20,1 29,8 2,3 2,0

Quelle: Sonderfrage »Innovation« im ifo Konjunkturtest.

Abb. 2
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sprechend legten die Umsatzanteile in der Stagnations- und
Schrumpfungsphase zu. Die Differenz zwischen den Anteilen
in der Markteinführungs- und der Schrumpfungsphase in 2001
verschlechterte sich wieder, und der Saldo betrug – 3,9 Pro-
zentpunkte (2000: – 1,2 Prozentpunkte). 

Die Relation der Umsatzanteile in der Markeinführungs- und
der Schrumpfungsphase ist von großer Bedeutung, denn
um international konkurrenzfähig zu bleiben, ist es erfor-
derlich, rechtzeitig die am Ende des Marktzyklus stehen-
den Produkte durch neue zu ersetzen. Je mehr der Um-
satzanteil in der Markteinführungsphase von dem der
Schrumpfungsphase übertroffen wird, desto bedrohlicher
stellt sich die Situation für das einzelne Unternehmen bzw.
die Industrie dar. 

Gibt man die Betrachtung der Industrie insgesamt auf und
analysiert die Umsatzstruktur einzelner Unternehmen, diffe-
renziert nach ihrer Innovationsintensität8, so treten deutliche
Unterschiede auf: Unternehmen mit einer Innovationsinten-
sität von über 8,5% vom Umsatz weisen die günstigste Um-
satzstruktur auf. Bei Unternehmen mit einer Innovationsin-
tensität zwischen 3,5 und 8,5% ist die Zusammensetzung der
Umsatzstruktur nur geringfügig ungünstiger. Dies ist auf das
zukunftsträchtige Produktportfolio dieser beiden Unterneh-
mensgruppen zurückzuführen, das in hohem Maße innovati-
ve und wachstumsdynamische Bestandteile aufweist. Der Um-
satzanteil von Produkten in der Markteinführungs- und Wachs-
tumsphase liegt bei diesen beiden Unternehmensgruppen um
rund 10 Prozentpunkte höher als bei Unternehmen, deren In-
novationsintensität unter 3,5% liegt. Unternehmen ohne In-
novationsaktivitäten verzeichnen eine stark unausgeglichene
Umsatzstruktur. Es besteht die Gefahr, dass der in unregel-
mäßigen Abständen anfallende Innovationsoutput langfristig
nicht ausreicht, den angestammten Markt zu verteidigen. 

Produktstrategie überwiegend defensiv 
ausgerichtet

Die Strategien der Produktinnovatoren können grundsätz-
lich nach ihrer Markt- und Produktrelevanz unterschieden
werden. Wie bereits erläutert, müssen die Unternehmen Pro-
dukte, die sich in der Schrumpfungsphase befinden, in ab-
sehbarer Zeit durch neue Erzeugnisse ersetzen. Für die Pro-
duktpolitik bieten sich folgende Strategievarianten an:

• Schaffung von Nachfolgeprodukten (Produktsubstitution),
• Ausweitung der Produktpalette

– innerhalb des Erzeugnisschwerpunkts,
– außerhalb des Erzeugnisschwerpunkts (Diversifikation).

Parallel dazu können verschiedene Marktstrategien verfolgt
werden:

• Erhaltung des Marktanteils,
• Erschließung neuer Märkte

– in internationaler Sicht,
– im Hinblick auf neue Zielgruppen.

In der deutschen Industrie dominierte bei der Produktpo-
litik die Ausweitung der Produktpalette innerhalb des Er-
zeugnisschwerpunkts (70%). Nur etwa jedes achte Unter-
nehmen hat sich in den letzten Jahren auf Märkte außer-
halb seines traditionellen Erzeugnisschwerpunkts gewagt.
Eine derartige Strategie dürfte jedoch am ehesten dazu
beitragen, stagnierende und schrumpfende Märkte zu ver-
lassen und Expansionschancen zu eröffnen. Im Rahmen
der Marktstrategie stand die Erhaltung des Marktanteils
im Mittelpunkt (70%). Parallel hierzu verfolgten die Unter-
nehmen aber auch offensive Marktstrategien. Durch die
realisierten Produktinnovationen versuchte rund die Hälf-
te der Unternehmen neue internationale Märkte zu er-
schließen (43%) bzw. neue Zielgruppen zu gewinnen
(55%).

Die Innovationsziele für den Produktionsbereich waren in
erster Linie auf die Steigerung der Flexibilität der Produk-
tion (68%) gerichtet. Daneben stand bei 58% der Industrie-
betriebe die Verringerung der Produktionskosten durch Re-
duzierung des Lohnkostenanteils (Faktorsubstitution) im Zen-
trum der Innovationsaktivitäten im Prozessbereich. Nicht
zu unterschätzen sind aber auch Maßnahmen zur Vermin-
derung von Umweltbelastungen (24%) und zur Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen (39%). So hat beispielsweise
die Verbesserung der Arbeitsbedingungen oft eine größere
Arbeitszufriedenheit und dadurch höhere Arbeitsprodukti-
vität zur Folge.

Hemmnisse beeinträchtigen den Ausschöpfungs-
grad des betrieblichen Innovationspotentials

Planung und Durchführung von Innovationsprojekten wer-
den durch unternehmensinterne Voraussetzungen determi-
niert. Bestehen erhebliche Innovationshemmnisse, wird die
volle Ausschöpfung des betrieblichen Innovationspotenti-
als beeinträchtigt. Sieht man von sektoralen und größen-
klassenspezifischen Unterschieden ab, dann ergeben sich
folgende empirische Befunde:

Obwohl die Innovationsanstrengungen der deutschen In-
dustrie ein vergleichsweise hohes Niveau erreicht haben, be-
klagen zahlreiche Unternehmen, dass sie in ihren Innova-
tionsaktivitäten behindert werden. Im Jahr 2000 meldeten
knapp drei Viertel der Innovatoren, dass sie aufgrund finan-
zieller, personeller und technischer Engpässe sowie infolge

8 Es wurden vier Unternehmenstypen gebildet: Unternehmen ohne Innova-
tionen, Unternehmen mit einem Innovationsaufwand gemessen am Um-
satz von mindestens 8,5%, zwischen 3,5 und 8,5% und unter 3,5%.
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administrativer Hemmnisse ihr Innovationspotential nicht in
vollem Umfang ausschöpfen konnten. Dadurch besteht die
Gefahr, dass Innovationen verzögert werden und zu spät am
Markt erscheinen. 

Innovierende Unternehmen beklagen am häufigsten, dass
die aus den realisierten Produktinnovationen erzielte Ren-
dite zu gering sei. Als primär verantwortlich hierfür bezeich-
nen sie etwa zu gleichen Teilen die mit den Innovationspro-
jekten verbundenen hohen Aufwendungen und eine zu lan-
ge Amortisationsdauer. 

Finanzielle Engpässe rangieren bei den Hemmnisfakto-
ren erst an der zweiten Stelle. Rund ein Viertel der deut-
schen Unternehmen, die Innovationsaktivitäten durch-
führten, bezeichneten fehlendes Eigenkapital als gravie-
rendes Hemmnis. Für jedes siebte Unternehmen erwies
sich der Zugang zu Fremdkapital als problematisch.
Schwierigkeiten, geeignete Mitarbeiter im FuE-Bereich zu
finden, meldeten über 20% der deutschen Unternehmen,
insbesondere in forschungsintensiven, innovativen in-
dustriellen Bereichen. 

Andere unternehmensinterne Probleme, wie mangelnde In-
novationsbereitschaft der Mitarbeiter, des Betriebsrats und
der Führungskräfte, schränken die Innovationstätigkeiten
der Unternehmen im Verhältnis zu den ökonomischen Fak-
toren in deutlich geringerem Umfang ein. Entsprechendes
gilt für die technischen Hemmnisse. Größeren Einfluss ha-
ben dagegen regelungsbedingte Barrieren: Eine zu restrik-
tive Gesetzgebung und zu lange Verwaltungsverfahren be-
einträchtigen den Innovationsprozess etwa jedes sechsten
Innovators in der Industrie.

Innovationsbudget überwiegend für Produkt-
innovationen verwendet

Jede erfolgreiche Realisierung einer Innovation setzt vor-
aus, dass den Aufwendungen, die von der Entstehungs-
über die Entwicklungs- bis hin zur Realisierungsphase in
einem Innovationsprojekt anfallen, die entsprechenden fi-
nanziellen Ressourcen gegenüberstehen. Forschung und
Entwicklung ist dabei nur ein Schritt zur Realisierung von
Innovationen, nämlich der Teil des Innovationsprozesses,
in dem das notwendige technische Wissen bereitgestellt
wird. In den darauf folgenden Phasen der Umsetzung des
technischen Wissens werden die Voraussetzungen zur Pro-
duktionsaufnahme geschaffen und Maßnahmen zur Markt-
einführung und -erschließung getroffen.

Der größte Teil des Innovationsbudgets der deutschen In-
dustrie wird mit 64% von produktbezogenen Innovations-
aktivitäten absorbiert. Von den gesamten Innovationsauf-
wendungen der Industrie im Jahr 2000 entfielen rund 25%

auf die Bereiche Forschung und Entwicklung, 30% auf
Konstruktions- und Produktdesigntätigkeiten (vgl. Abb. 3).
Für erworbene oder angemeldete Schutzrechte mussten
knapp über 3% aufgewendet werden. Die für die Produk-
tionsvorbereitung und Rationalisierung erforderlichen In-
vestitionen machten rund 38% der Gesamtaufwendungen
aus. Die Aufwendungen für Absatzvorbereitungsmaßnah-
men trugen zu 4% zu den gesamten Innovationsaufwen-
dungen bei. 

Die Struktur der Innovationsaufwendungen liefert zwar Er-
kenntnisse hinsichtlich der Schwerpunkte der Innovations-
tätigkeit, von besonderem Interesse ist aber die Know-how-
Intensität. Die Höhe des gesamten Innovationsbudgets für
die deutsche Industrie – also sämtliche Aufwandspositio-
nen, die von der Entstehungs- bis zur Realisierungsphase
anfallen9, – kann aus den Angaben des ifo Innovationstests

Abb. 3

9 Neben den Aufwendungen für Forschung und Entwicklung zählen hierzu
auch die Aufwendungen für Konstruktion und Design, Patente/Ge-
brauchsmuster/Lizenzen, Produktionsvorbereitung für Produktinnovatio-
nen, Absatzvorbereitung sowie Prozessinnovation (inkl. Rationalisierung).
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in Verbindung mit dem ifo Investitionstest ermittelt werden.10

Die auf dieser Basis durchgeführte Hochrechnung für das
Jahr 2000 ergibt einen Innovationsaufwand von über
69 Mrd.q für das verarbeitende Gewerbe – gegenüber 1999
eine Steigerung von knapp 6%. Die absoluten Größen der
Innovationsaufwendungen haben zunächst nur einen rela-
tiv geringen Informationswert. Erst der Bezug zum Umsatz
des jeweiligen verarbeitenden Gewerbes gibt Aufschluss
über die Know-how-Intensität der Industrie: Demnach er-
gibt sich für den Innovationsaufwand, gemessen am Ge-
samtumsatz der Industrie, ein Anteil von 5,3%. Da die In-
dustrieumsätze im Jahresvergleich 2000/1999 aber stär-
ker als die Innovationsaufwendungen stiegen, resultiert hier-
aus ein leichter Rückgang der Innovationsintensität um
0,2 Prozentpunkte. 

Fazit 

Nach den Ergebnissen des ifo Innovationstest verfügt die
deutsche Industrie über ein ausreichendes Innovationspo-
tential, um den Herausforderungen in einem breiten Spek-
trum von Technologiefeldern gewachsen zu sein. Jährlich
realisieren zwischen 55 und 60% der Unternehmen Produkt-
und/oder Prozessinnovationen, bezogen auf die Beschäf-
tigten sogar rund drei Viertel der Unternehmen. Mit gut 10%
blieb in den vergangenen Jahren der Umsatzanteil von Pro-
duktinnovationen in der Markteinführungsphase relativ sta-
bil, d.h. die Innovationsanstrengungen haben sich nicht ver-
ringert. Nach Angaben des Stifterverbands (2002) dürften
zudem die FuE-Gesamtaufwendungen der Wirtschaft im
Jahresvergleich 2001/2000 um rund 4,5% angestiegen sein. 

Aus den Ergebnissen der Sonderfrage »Innovation« im ifo
Konjunkturtest geht darüber hinaus hervor, dass zu Beginn
dieses Jahres 52% der Unternehmen ihre Märkte als wachs-
tumsdynamisch einschätzten und weitere 35% der deut-
schen Industrieunternehmen nach eigener Beurteilung auf
Märkten agieren, die die Möglichkeit schaffen, wirtschaftli-
che Erträge zu erwirtschaften, die für die Zukunftssiche-
rung des Unternehmens auf der Grundlage von Innovatio-
nen erforderlich sind. Insgesamt gesehen agiert aber auch
jedes achte Unternehmen auf schrumpfenden Märkten. Um

zumindest auf mittlere Sicht wieder ein ausgeglichenes Pro-
duktportfolio zu erreichen, müssen insbesondere diese
Unternehmen eine offensivere Innovationsstrategie in Rich-
tung Diversifizierung oder Erschließung neuer Märkte ein-
schlagen.

Der hohe Anteil an Innovatoren in der deutschen Industrie
verdeckt zudem die Tatsache, dass die Ausschöpfung des
vorhandenen Innovationspotentials zunehmend durch hö-
here Innovationskosten in Verbindung mit einer Intensivie-
rung des Wettbewerbs bedroht wird, wodurch die Mög-
lichkeiten zur Erzielung einer angemessenen Rendite ein-
geschränkt werden. Daneben zählen finanzielle Engpässe,
Schwierigkeiten geeignete Mitarbeiter für den FuE-Bereich
zu finden und regelungsbedingte Barrieren zu den wichtigs-
ten Hemmnisfaktoren bei der Durchführung von Innova-
tionsprojekten.
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Erste zaghafte Lichtblicke beim
Geschäftsklima

Nachdem das Geschäftsklima im dritten
Quartal 2001 auf den niedrigsten Wert seit
Einführung der Konjunkturumfrage (1995)
gefallen war, gab es im vierten Quartal
erste Anzeichen dafür, dass ein Wende-
punkt in der deutschen Software- und DV-
Dienstleistungsbranche bevorsteht. Die-
ser Trend scheint sich in der aktuellsten
Umfrage zu bestätigen, das Geschäfts-
klima hat sich zum zweiten Mal in Folge
leicht gebessert, der Vorjahreswert wur-
de aber bei weitem nicht erreicht (vgl.
Abb. 1). Noch beruht das freundlichere
Klima allerdings nur auf dem Prinzip Hoff-
nung für die Geschäfte im Sommerhalb-
jahr, die aktuelle Geschäftslage hat sich
dagegen im ersten Quartal 2002 ver-
schlechtert. Erstmalig überwogen sogar
leicht die negativen Geschäftslageurtei-
le: Nur noch 20% der Unternehmen be-
urteilten ihren Geschäftsverlauf als güns-
tig, 57% als befriedigend, aber 23% der
Testteilnehmer empfanden ihre derzeitige
Situation als schlecht. Binnen Jahresfrist
hat sich der Anteil der negativen Ge-
schäftslageurteile fast verfünffacht. Die
Softwareunternehmen wurden im ersten
Quartal 2002 mit dem für sie ungewohn-
ten Phänomen eines spürbar rückläufigen
Umsatzes konfrontiert, der sich erstma-
lig gegenüber dem Vorjahresquartal ne-
gativ entwickelte. Vor einem beginnenden
Aufschwung erholen sich in der Regel zu-

nächst die Erwartungen, die Lage gleicht
sich diesen Erwartungen erst später an.
Die Geschäftsaussichten für das nächs-
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Investitionsschwäche und sinkende Beschäftigung 

Joachim Gürtler

DV-Dienstleister: Erste Lebenszeichen, aber ausgeprägte

Ernüchternde Zahlen kamen im vergangenen Jahr aus der deutschen Software- und DV-Dienst-

leistungsbranche: Nach den Höhenflügen 1999 und 2000 steigerte die deutsche Soft-

warebranche – nach den Berechnungen des Frankfurter Management- und Technologiebera-

tungsunternehmens Diebold – ihren Umsatz nur noch um 7% auf 31,7 Mrd. q. Die Talsohle

dürfte im Laufe des Jahres durchschritten werden. Dafür sprechen die Ergebnisse der 29. Kon-

junkturumfrage für DV-Dienstleistungen, die schwerpunktmäßig im April und Mai 2002 statt-

fand. Insgesamt 270 Unternehmen haben einen auswertbaren Fragebogen zurückgeschickt,

177 Testteilnehmer haben an der Online-Befragung über das Internet teilgenommen. Die

einbezogenen Betriebe erwirtschafteten 2001 einen Umsatz von 10,1 Mrd. q. Gemessen am

geschätzten Gesamtumsatz nach Diebold repräsentieren die Erhebungsergebnisse damit rund

ein Drittel des deutschen Marktes für Software und DV-Dienstleistungen.1

Abb. 1

1 Der nominale Umsatz im deutschen Software- und
Services-Markt betrug (nach Diebold Markt-Forum
2001, unveröffentliche Ergebnisse) 2001: 31,7 Mrd.p.
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te Halbjahr haben sich imposant verbessert, per saldo jede
dritte Softwareschmiede rechnete mit einem günstigeren
Geschäftsverlauf. 

Die gesamtdeutsche Nachfrage nach Softwareprodukten
und informationstechnischen Dienstleistungen hat sich be-
reits seit den Frühjahrsmonaten des vergangenen Jahres
verlangsamt, vor allem in der zweiten Jahreshälfte ist die
Schwäche unverkennbar. Nachdem schon der sonst üb-
liche jahreszeitliche Schlussspurt ausblieb, zeigte sich die
Nachfrage bis zuletzt äußerst zögerlich, und die Umsätze
brachen regelrecht ein. Per saldo registrierte jeder fünfte
Testteilnehmer rückläufige Auftragseingänge, erstmals
mussten sich die Unternehmen auf ein Umsatzminus ein-
stellen (gegenüber Vorquartal per saldo 32%, gegenüber
Vorjahresquartal per saldo 14%). Mit den Aufträgen
schwanden auch die Auftragsbestände, sie wurden ab der
zweiten Jahreshälfte 1999 Schritt für Schritt abgebaut. Fast
jeder zweite Betrieb sah sie als zu klein an, die Urteile über
die Auftragsreserven waren in den ersten Monaten des Jah-
res 2002 so schlecht wie noch nie. Nachdem die Umsatz-
erwartungen zuvor noch von Vorsicht geprägt waren,
scheint auch hier die Zuversicht wieder zuzunehmen. Per
saldo knapp jedes vierte DV-Unternehmen erhoffte sich hö-
here Umsätze im zweiten Quartal 2002. Auch der Bran-
chenverband BITKOM glaubt das Schlimmste hinter sich
zu haben. Er ist verhalten optimistisch und vertraut auf ei-
ne Wende in der zweiten Jahreshälfte 2002. Unseres Er-
achtens sind die ersten Lichtblicke ausschließlich auf den
(vorsichtigen) Hoffnungsschimmer bei den Erwartungen
zurückzuführen, eine weitere Verlangsamung des Um-
satzwachstums im Verlauf des Jahres 2002 dürfte weit-
gehend auszuschließen sein.

Die mittleren bis großen Dienstleistungsanbieter (ab 25 Mill.p
Umsatz) zeigten sich zunehmend enttäuscht über den Ge-
schäftsverlauf, durchweg überwogen die negativen Ge-
schäftslageurteile. Nachfrage und Umsatz waren rückläufig,
und auch die Urteile über die Auftragsreserven spiegelten den
jähen Einbruch wider. Fast zwei von drei der großen Unter-
nehmen empfanden ihre Auftragsreserven als zu klein. Das
Ende der Talsohle scheint aber in Sichtweite, das Vertrauen
in eine konjunkturelle Erholung hat klar zugenommen, und
auch Umsatzsteigerungen sind wieder vorgesehen. Bei den
kleineren DV-Dienstleistern hat sich zwar die Stimmung auch
gebessert, die Geschäftserwartungen waren aber bei weitem
nicht so zuversichtlich wie bei den größeren Betrieben. 

Bei den ostdeutschen DV-Dienstleistern verschlechterte sich
das Stimmungsbild in den ersten drei Monaten 2002
schockartig, insbesondere die aktuelle Geschäftslage trüb-
te sich in atemberaubendem Tempo ein. Nachfrage und
Umsätze gaben deutlich nach, die Urteile über die Auf-
tragsreserven verschlechterten sich ebenfalls in schnellen
Schritten. Mittlerweile werden die Auftragsbestände von

rund 60% der Unternehmen als völlig unzureichend ange-
sehen. Vorsichtige Zuversicht lassen dennoch die Umsatz-
perspektiven erkennen, und auch bei den Geschäftser-
wartungen für das kommende Halbjahr haben die Auf-
triebskräfte zugenommen. 

Mittelfristige Wachstumsperspektiven bleiben
günstig

Auch wenn die Anbieter von Software und informations-
technischen Dienstleistungen derzeit von dunklen Konjunk-
turwolken überschattet werden, brauchen sich die Unter-
nehmen über ihre längerfristigen Wachstumsaussichten
kaum Sorgen zu machen. Die Branche rechnet mit besse-
ren Zeiten: Vier von fünf DV-Dienstleistern – und damit nur
geringfügig weniger als vor einem Jahr (82%) – planen eine
Ausweitung der Geschäfte in den nächsten drei bis fünf Jah-
ren. Zwei Jahre zuvor erwarteten dagegen noch fast 90%
der Unternehmen eine Ausweitung der Geschäftstätigkeit.
Wachstumsimpulse werden dabei überwiegend vom inlän-
dischen Markt erwartet. 44% der Testteilnehmer planen ei-
ne Ausweitung im Inland, gut ein Drittel auf Märkte der Eu-
ropäischen Union, und 15% der Testteilnehmer erwägen
eine Ausweitung der Geschäftstätigkeit außerhalb der EU.
Nicht nur die großen Dienstleistungsanbieter auch die klei-
neren Unternehmen sehen weiterhin ihre Wachstumschan-
cen auf den Auslandsmärkten, überwiegend jedoch auf
Märkten innerhalb der Europäischen Union. 

Die Wettbewerbsintensität wird von der Mehrheit der Test-
teilnehmer nach wie vor als außerordentlich hoch empfun-
den: Knapp zwei von drei DV-Dienstleistungsunternehmen
bezeichneten den Wettbewerb auf den heimischen Ab-
satzmärkten als »sehr stark«, rund ein Viertel registrierte ei-
nen großen Wettbewerbsdruck auch innerhalb der Länder
der Europäischen Union. Gegenüber der Erhebung vor ei-
nem Jahr ist allerdings eine marginale Entspannung zu be-
merken. Größere Unternehmen spüren den Wettbewerbs-
druck offenbar stärker als kleinere Betriebe, sie haben aber
trotzdem in der Regel die besseren Wettbewerbschancen.
Den großen Software-Anbietern ist es in den letzten Jahren
gelungen, in nahezu allen Bereichen der Wirtschaft Fuß zu
fassen. Die Erfolgsfaktoren dieser Anbietergruppe sind Stan-
dardisierung, Generalunternehmertätigkeit und Internatio-
nalität sowie ein weltweites Vertriebsnetz. 

Investitionen liegen auf Eis

Der weltweite konjunkturelle Abschwung hat auch in
Deutschland zu einer rezessiven Investitionsentwicklung ge-
führt. Die Ausgaben für Ausrüstungsgüter und sonstige An-
lagen sind im Durchschnitt des Jahres 2001 nominal um fast
31/2% gesunken. Diese Entwicklung machte auch vor den
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deutschen Software- und DV-Dienstleistungsunternehmen
nicht halt. Schon vor zwei Jahren zeigten sich hier bei den
Investitionsplanungen erste Anzeichen, dass die Unterneh-
men weniger für Software und DV-Dienstleistungen ausge-
ben wollten. Im vergangenen Jahr kam das Investitions-
wachstum erstmals seit Einführung der Konjunkturumfrage
(1995) zum Stillstand, positive und negative Stimmen hiel-
ten sich nur noch knapp die Waage. Quer durch alle Berei-
che haben die Unternehmen ihre Investitionen auf Eis ge-
legt, am markantesten war die Zurückhaltung bei den gro-
ßen Unternehmen. Für das laufende Jahr stehen die Inves-
titionsbudgets verstärkt auf dem Prüfstand, der Rückgang
dürfte sich nach Ansicht der Testteilnehmer sogar noch be-
schleunigen. Per saldo jeder vierte Betrieb rechnet für 2002
mit sinkenden Investitionen, alle DV-Sparten sind davon
gleichermaßen betroffen (vgl. Abb. 2). 

Beschäftigung geht zurück

Trotz aller Erfolge vergangener Tage schlägt sich die Er-
nüchterung der deutschen Software- und Dienstleistungs-
branche immer stärker in den Beschäftigtenzahlen nieder.
Bereits seit den Sommermonaten 2000 hat das Beschäfti-
gungswachstum ganz erheblich an Schwung verloren, mitt-
lerweile sinkt sogar die Zahl der Beschäftigten. Nach den

Befragungsergebnissen hatte zwar immerhin noch jedes
zehnte Unternehmen im ersten Quartal 2002 Personal ein-
gestellt, dem standen aber fast 30% mit Personalentlas-
sungen gegenüber. Insgesamt verringerte sich die Zahl der
Beschäftigten in der deutschen Softwarebranche um rund
1%. Ein Jahr zuvor (vergleichbares Vorjahresquartal) lag das
Plus noch bei 11/2%, vor zwei Jahren sogar bei 3%. Auf-
fällig ist die deutliche Zurückhaltung bei den mittleren bis
größeren Dienstleistungsunternehmen (25 bis 50 Mill. pUm-
satz). Hier gab es in der Vergangenheit noch recht gute Be-
schäftigungschancen (Gürtler 2001): Nach einem rund
4-%igen Zuwachs zu Jahresbeginn 2001, ist die Zahl der
Beschäftigten im ersten Quartal 2002 um fast 2% zurück-
gegangen. Auch die Perspektiven für die nächste Zeit wa-
ren unverkennbar von Vorsicht geprägt, die Beschäftigung
dürfte bestenfalls stagnieren. 

Auftragsmangel nimmt gewaltig zu

Die weltwirtschaftliche Abschwächung macht auch den
deutschen Software- und Dienstleistungsanbietern schwer
zu schaffen, die Sorgen über schwach gefüllte Auftragsbü-
cher nehmen rasant zu. Die Anzeichen einer schwierigen
Auftragslage zeichneten sich bereits zum Jahrtausend-
wechsel ab, binnen drei Jahren hat sich der Nachfrage-
mangel mehr als versiebenfacht (vgl. Abb. 3). Im ersten Quar-
tal 2002 klagten fast 60% der Unternehmen über fehlende
Aufträge. Unterschiede zwischen West und Ost sind nur
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noch gering, in den neuen Bundesländern bezeichneten zu-
letzt drei von vier Betrieben die Auftragssituation als unzu-
reichend. Fast verklungen sind mittlerweile die Klagen über
den Fachkräftemangel, nur noch 15% der DV-Dienstleister
bemängelten in den Frühjahrsmonaten 2002 den Mangel an
qualifizierten Fachkräften. In den Sommermonaten 1998 hat-
ten dagegen noch fast drei von fünf der befragten Unter-
nehmen Mühe, geeignete Fachkräfte zu finden. Völlig be-
hoben ist offensichtlich der Fachkräftemangel bei den ost-
deutschen DV-Dienstleistern, nur noch vereinzelt registrier-
ten die Testteilnehmer dieses Hemmnis. Finanzierungs-
schwierigkeiten kamen mit 7% der Nennungen weiterhin nur
relativ wenig zur Geltung, sie stellten in der Vergangenheit
nur bei den kleineren Dienstleistern ein Problem dar. Erst-
malig machten auch die größeren Unternehmen entspre-
chende Angaben (10%). 

Umsatzeinbußen und unzureichende Auftrags-
bestände in allen DV-Sparten

Die Entwicklung von Standard-, Anwender- und System-
software sowie die Beratungsdienstleistungen (Consulting
und Projekt-Services2) stellen mit einem Anteil von 67% –
geringfügig mehr als vor einem Jahr – das größte Markt-
segment dar und leisten nach wie vor einen großen Beitrag
zum Wachstum der gesamten Branche. Nach dem spär-
lichen Auftragseingang zum Jahresschlussquartal 2001,
knickte die Nachfrage in den ersten Monaten des Jahres
2002 regelrecht ein. Per saldo jedes vierte Unternehmen sah
sich mit rückläufigen Bestelleingängen konfrontiert. Die

schwache Nachfrage hinterlässt nach wie vor tiefe Spuren
in den Auftragsbüchern, jeder zweite klagt mittlerweile über
unzureichende Auftragsreserven. Dementsprechend wur-
den auch die positiven Geschäftslageurteile rasch weniger,
von einem zufriedenstellenden Geschäftsverlauf ist nun kei-
ne Rede mehr, er galt erstmals – seit Beginn der Konjunk-
turerhebung 1995 – als unbefriedigend. Im Hinblick auf die
Zukunft – bis zu den Herbstmonaten – fühlten sich die Unter-
nehmen in ihrem Optimismus dennoch neu gestärkt, ihre
zuversichtlichen Erwartungen spiegelten sich auch in den
Umsatzerwartungen wider. Per saldo jedes fünfte Unter-
nehmen rechnete wieder mit steigenden Umsätzen in den
nächsten Monaten.

Im Bereich System-/Network Operation3 (Facilities Ma-
nagement, Outsourcing) haben die Umsätze bei schlep-
pender Nachfrage das Ergebnis des entsprechenden Vor-
jahresquartals bei weitem nicht erreicht. Mit den Aufträgen
schwanden auch die Auftragsreserven, die Urteile hierüber
gaben noch mehr Anlass zur Unzufriedenheit. Eine weitere
Abwärtsbewegung ist nahezu ausgeschlossen, bei den Ge-
schäftserwartungen kam wieder zaghafter Optimismus zum
Ausdruck. Auch versprechen sich die Unternehmen höhe-
re Umsätze im zweiten Quartal 2002. 

Auch in der Sparte Processing und Network Services4 ent-
täuschte der Geschäftsverlauf. Nachfrage und Umsätze
gingen deutlich zurück, die Urteile über die Auftragsre-
serven verschlechterten sich weiter. Eine Wende zum Bes-
seren scheint nicht in Sicht, die Geschäftserwartungen
sind weiterhin von Skepsis geprägt, und auch mit weite-
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DV-Dienstleistungen                     
insgesamt                               

Consulting +                            
Projekt-Services                        

System-/Network                         
Operation                               

Processing und                          
Network Services                        

Environmental                           
Services                                

Wartung                                 

Ausbildung und                          
Schulung                                

ifo Konjunkturspiegel für DV-Dienstleistungen

Berichtszeitraum:

2 Beratung und Unterstützung bei der Beschaffung von Hard- und Software,
Technologie und Systemberatung, Beratung über Systemsicherheit, Ent-
wicklung von Standard-, Anwender- und Systemsoftware, Systemanaly-
se und Programmierung, Systemintegration.

3 Dienstleistungen zur Übernahme von DV-Aufgaben für andere Unter-
nehmen.

4 Leasing oder Vermietung von Rechenzeit, Mehrwertdienste, Datenfern-
übertragungs- und Datenfernverarbeitungsdienste, Datenerfassung.
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ren Umsatzeinbußen rechnet die Mehrzahl der Testteil-
nehmer. 

Bei deutlich rückläufigen Bestelleingängen, schwindenden
Auftragsreserven und Umsatzeinbußen überwogen auch in
der Sparte Environmental Services5 erstmalig die negativen
Geschäftslageurteile. Auch hier erhofften sich die Unter-
nehmen eine leichte Aufwärtstendenz im kommenden hal-
ben Jahr, die Umsatzperspektiven haben sich klar aufgehellt. 

Bei schwacher Nachfrage und fühlbaren Umsatzeinbußen
bewerteten die Wartungsdienstleister6 die aktuelle Ge-
schäftslage deutlich zurückhaltender als zuvor, es überwo-
gen aber noch die positiven Stimmen. Die Auftragsbestän-
de gingen verbreitet zurück, die Unternehmen versprechen
sich höhere Umsätze in den nächsten Monaten. Die Ge-
schäftserwartungen waren von vorsichtigem Optimismus
gekennzeichnet. 

Die klare Abkühlung des Geschäftsklimas bei den ausbil-
dungs- und schulungsorientierten Dienstleistern7 ist vor al-
lem auf die unerfreuliche Geschäftslage zurückzuführen. Die
Nachfrage war außerordentlich schwach, jeder zweite klag-
te über einen zu kleinen Auftragsbestand; deutliche Um-
satzeinbußen waren die Folge. Gleichwohl sahen die Unter-
nehmen Spielräume für Umsatzsteigerungen, auch die Ge-
schäftserwartungen haben sich leicht aufgehellt. 

Literatur

Gürtler, J. (2001), »DV-Dienstleister: Brechen härtere Zeiten an?«, ifo Schnell-
dienst 54 (6), 42–45. 
O.V. (2002) »Computer- und Telekom-Branche senkt Wachstumsprogno-
se«, Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 15. Juni 2002, 14.
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5 Dienstleister, die die Unternehmen zur Unterstützung im DV-Bereich en-
gagieren können, wie z.B. Kundenunterstützung beim Betrieb und bei
der Produktion, Software-Installation, Umzug und Installation von DV-Equip-
ment, Bereitstellung von Vorsorge-Dienstleistungen. 

6 Kostenpflichtige Wartungsdienstleistungen für DV-Equipment, wie z.B. Re-
paratur, Installation, Abbau, vorbeugende Wartung.

7 Kostenpflichtige Schulungs- und Trainingsleistungen, die im Hause des
Anbieters, beim Kunden oder bei Dritten erbracht werden und die dazu
benötigten Schulungsunterlagen.
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Den Höhepunkt im politischen und sozi-
alen Umfeld des Jahres 2002 bilden bis-
her die vorgezogenen Parlamentswah-
len im März. Auslösendes Moment wa-
ren die landesweiten Kommunalwahlen
vom Dezember 2001, die einem politi-
schen Erdbeben gleichkamen. Seit April
hat eine Mitte-Rechts-Koalition die zuvor
regierenden Sozialisten abgelöst. Es muss
sich noch zeigen, inwieweit sie die seit
zwei Jahren nicht nur auf wirtschaftlichem
Gebiet ins Stocken geratene Entwicklung
wieder in Gang bringen kann.

Im Dezember 2001 erfuhren der Partido
Socialista (PS) und die wegen pro-
grammatischer Fragen in sich zerstritte-
nen Kommunisten eine verheerende Nie-
derlage bei den Kommunalwahlen, wo-
bei auch die Bürgermeisterposten der
wichtigsten Städte an oppositionelle Kan-
didaten fielen. Dies reflektiert weniger Kri-
tik an der lokalen Amtsführung der Partei
und ihrer führenden Repräsentanten,
sondern den Unmut der Bevölkerung über
die Leistung der vom PS gestellten Lan-
desregierung. Folgerichtig trat Minister-
präsident Guterres sofort zurück, blieb
aber bis zu den vorgezogenen Parla-
mentswahlen geschäftsführend im Amt.

Aus den Parlamentswahlen im März ging
eine Koalitionsregierung aus dem der
rechten Mitte zuzurechnenden Partido
Social Demokrata (PSD) und dem rechts-
populistischen und EU-feindlichen Parti-
do Popular (CDS/PP) unter dem sozial-
demokratischen Premierminister Durao
Barroso hervor. Das bedeutet eine Ko-
habitation mit dem erst Anfang 2001 im
Amt bestätigten sozialistischen Staats-
präsidenten Sampaio; eine »coabitacao«
hatte es bereits 1985 zwischen dem PSD-
Kabinett Cavaco Silva und dem Sozialis-
ten Soares gegeben, deren permanente
Spannungen noch gut in Erinnerung sind.
Die im Parlament auf genau die Hälfte der
Abgeordneten gestützte, seit 1995 am-
tierende Ein-Parteien-Regierung Guterres
erhielt damit die Quittung für ihre zuletzt
fahrige, von häufigen Regierungsumbil-
dungen gekennzeichnete und über wei-
te Strecken von Prestigedenken geleite-
te sowie zunehmend uneffiziente Regie-
rungsarbeit. Hieraus resultierte nicht nur
ein abnehmender Rückhalt bei Gewerk-
schaften und Unternehmern, sondern
auch die Spitzen von Kirche und Armee
äußerten sich immer häufiger kritisch.
Schon das Jahr 2000, als die Adminis-
tration mit der portugiesischen Ratsprä-
sidentschaft während des ersten Semes-
ters erheblich überfordert schien, war
innenpolitisch verloren. Von den 230 Man-
daten entfallen auf das neue Regie-
rungsbündnis 119, so dass dieses nur mit
knapper Mehrheit regieren kann; die auf
96 Parlamentssitze abgerutschten Sozi-
alisten wollen jedoch keine Blockadepo-
litik betreiben. Knappe Mehrheiten stei-
gern erfahrungsgemäß Zusammenhalt
und Effizienz der Exekutive. Im vorliegen-
den Fall gilt es jedoch zu bedenken, dass
für den PSD die Wahl um etwa ein Jahr
zu früh kam, weil die innerparteiliche Kon-
solidierung nach Jahren ausgeprägter
interner Querelen und Intrigen erst 2000
begonnen hatte und noch nicht abge-
schlossen ist. Ferner war das Verhältnis

Oscar-Erich Kuntze

Portugal: Geht der Anschluss verloren?

Stark verlangsamtes Wirtschaftswachstum 2001. Nur moderate Erholung 2002 und 2003. Geld-

politik stimuliert. Finanzpolitik schwenkt auf strikt konsolidierungsbetonten Kurs ein. Ver-

schlechterung der Lage auf dem Arbeitsmarkt. Weiterhin rascher Preisanstieg. Leistungsbi-

lanzdefizit vermindert sich, bleibt aber sehr hoch. Reformpolitischer Stillstand seit Anfang 2000.
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zwischen den beiden Koalitionären während der letzten Jah-
re ausgesprochen gespannt. So etwa bezeichnete der neue
Regierungschef den Parteivorsitzenden des CDS/PP sogar
als persönlichen Feind. Ein Gelingen dieser politischen Übung
ist also keineswegs garantiert. Dies umso weniger, als sich
das Kabinett (zwölf Minister stellt der PSD, zwei der CDS/PP,
und drei sind parteilos) enormen Herausforderungen gegen-
übersieht, wie sie ein neuer Anlauf auf praktisch allen Ge-
bieten aus einer längeren Stagnation heraus mit sich bringt.
Überfällige Reformen des weithin unzulänglichen Schul- und
Gesundheitswesens sowie der öffentlichen Verwaltung lie-
ßen ebenso auf sich warten, wie ein Konzept zum Abbau
der immer noch sehr großen regionalen Unterschiede. Vor
allem aber gilt es eine Strategie zu finden, um den sto-
ckenden Aufholprozess gegenüber dem Schnitt der EU-Mit-
glieder wieder in Gang zu bringen und das Land auf im Zu-
ge der EU-Osterweiterung möglicherweise stagnierende oder
gar sinkende Zuwendungen seitens der EU in den Jahren
ab 2007 vorzubereiten. Und schließlich gilt es die bei der
Bevölkerung sehr unpopuläre unkontrollierte Zuwanderung
ausländischer Arbeitskräfte zu kanalisieren.

Wirtschaftspolitisch kommt es zu einem Spagat zwischen
dem liberalen PSD und dem sich als Anwalt der Rentner und
Familien verstehenden CDS/PP. Primär wird die Konsolidie-
rung der Staatsfinanzen angegangen, was auch schmerz-
hafte Ausgabenkürzungen und den Verzicht auf weitere pres-
tigeträchtige, überdimensionierte und überteuerte Projekte
einschließt. Ferner sind der Lohn- und Preisauftrieb erheb-
lich zu dämpfen, was auf erheblichen Widerstand der Ge-
werkschaften stoßen wird. Das Defizit der Leistungsbilanz soll
abgebaut und die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts für
ausländische Investoren, die in den letzten Jahren erheblich
nachgelassen hatte, erhöht werden. Eine stärker angebots-
orientierte Politik einschließlich einer Liberalisierung der von
der Regierung Guterres sogar noch verschärften Arbeitsge-
setzgebung will man formulieren, die Defizite in der öffent-
lichen Infrastruktur trotz knapperer Mittel verringern und den
personell erheblich überbesetzten öffentlichen Dienst ver-
schlanken. Auch um das Gesundheitswesen (etwa 90 000
Patienten warten auf Operationen), die viel zu langsam ar-
beitende Justiz und – ausweislich der Pisa-Studie – den Bil-
dungssektor steht es nicht zum Besten. Bei restriktiv ausge-
richteter Finanzpolitik ist eine stärker angebotsorientierte Po-
litik zu erwarten. Die Gewerkschaften werden zwar Wider-
stand leisten. Angesichts eines seit vielen Jahren sinkenden
und nunmehr auf rund 25% geschätzten Organisationsgra-
des dürfte dieser nur punktuell und kurz sein.

Wirtschaftsentwicklung im Jahre 2001

Die weltwirtschaftlichen Rahmendaten stellten sich wie folgt
dar: In den Vereinigten Staaten erhöhte sich das reale Brut-
toinlandsprodukt um 1,2%. In Japan gingen Nachfrage und

Produktion um 0,5% zurück. In Mitteleuropa expandierte
die gesamtwirtschaftliche Erzeugung um 2,6%. In Westeu-
ropa nahm das reale Bruttoinlandsprodukt um 1,7% zu; in
der EU stieg es ebenso stark, während es im Euro-Raum
um 1,6% und in Deutschland um 0,6% ausgeweitet wurde.
Der Einfuhrpreis für Rohöl betrug in den westlichen Indus-
trieländern im Jahresdurchschnitt 24,4 US-Dollar pro Bar-
rel; das sind ungefähr 14% weniger als im Jahr zuvor. In-
dustrierohstoffe (ohne Öl) verbilligten sich gegenüber dem
Jahre 2000 auf Dollarbasis um rund 7%. Der Wechselkurs
des Euro betrug im Schnitt des Jahres 0,90 US-Dollar; 2000
waren es 0,92 US-Dollar. Das Volumen des Welthandels hat
gegenüber 2000 annähernd stagniert.

In Portugal hat der Aufholprozess gegenüber dem Schnitt der
EU-Länder 2001 – wie schon 2000 – keine weiteren Fort-
schritte gemacht, nachdem das Land in den Jahren 1995 bis
1999 diesbezüglich erheblich voran gekommen war. Das re-
ale BIP nahm, leicht stimuliert von der Wirtschaftspolitik, mit
1,8% nur geringfügig stärker zu als der EU-Mittelwert. Im Ver-
lauf steht dahinter eine konjunkturelle Abschwächung sowie
ein leichter Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Produktion
im vierten Quartal – wie in vielen anderen westeuropäischen
Ländern auch. Der Export wies zwar weiterhin die höchste
Steigerungsrate auf, aber der Schwung war dahin. Da die Ein-
fuhr jedoch gegenüber 2001 stagnierte, nahm das Leis-
tungsbilanzdefizit etwas ab. Die Bruttoanlageinvestitionen –
vor allem die Ausrüstungsinvestitionen – gingen zurück. Der
private Konsum stagnierte im Verlauf annähernd. Lediglich der
öffentliche Verbrauch konnte die relativ hohe vorjährige Ex-
pansionsrate halten. Der Preisauftrieb ließ im weiteren Verlauf
nur wenig nach und blieb im westeuropäischen Vergleich sehr
kräftig. Die Lage auf dem Arbeitsmarkt blieb günstig.

Die Ausfuhr von Gütern und Dienstleistungen erhöhte sich
um 3,3% (nach 8,2% 2000). Nach annähernder Stagnation
im ersten Halbjahr ging er zurück infolge der weltwirtschaft-
lichen Flaute, aber auch wegen der nachlassenden preislichen
Wettbewerbsfähigkeit portugiesischer Erzeugnisse. Zudem
wirkte sich die weltweit schleppende Pkw-Nachfrage deut-
lich retardierend aus, da etwa ein Fünftel des Warenexports
auf Automobile entfiel. Trotz des hohen Dollar-Kurses sind die
Lieferungen in den Dollar-Raum zuletzt eingebrochen. Aber
auch der Absatz in Westeuropa, dem mit weitem Abstand
wichtigsten Auslandsmarkt, nahm zuletzt spürbar ab. Dem-
gegenüber lief der Ausländertourismus vor allem im hoch-
preislichen Segment sehr gut, so dass ein Rekordjahr ver-
zeichnet werden konnte. Die schwache Inlandsnachfrage führ-
te zu einer Stagnation der Einfuhr. Da sich außerdem die
Terms of Trade etwas verbesserten, nahm das Defizit der Leis-
tungsbilanz in Relation zum BIP auf 9,6% ab.

Die Bruttoanlageinvestitionen sanken um 1/2%. Noch stär-
ker, um 1,2%, wurden die Investitionen in Maschinen und
Ausrüstungen gekürzt, bedingt durch sinkende Kapazitäts-
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auslastung sowie ungünstigere Absatz- und Ertragsaus-
sichten. Zudem ist die frühere Attraktivität des Wirtschafts-
standorts verloren gegangen. Es kam zwar nicht zu Ab-
wanderungen von Unternehmen, aber Neuansiedlungen blie-
ben aus. Unzulänglich gewordene Produktivitätssteigerun-
gen und überzogene Lohnerhöhungen bilden die wichtigs-
ten Gründe hierfür. Die Bauproduktion wies zwar weiter auf-
wärts, wenn auch abgeschwächt. Allerdings blieb die Ent-
wicklung extrem gespalten. Einerseits expandierte der mit
EU-Mitteln großzügig subventionierte öffentliche Bau sogar
noch lebhafter als zuvor; vor allem in die Verkehrsinfrastruktur
rund um die großen Zentren floss viel Geld. Andererseits
setzte sich die Ende 2000 begonnene Rezession im Woh-
nungsbau verstärkt fort, obwohl die Zinsen abwärts ten-
dierten. Die hohe Verschuldung der privaten Haushalte, der
starke Baukostenanstieg, das nach dem Boom der Vorjah-
re deutlich gestiegene Angebot an fertigen Objekten wirk-
ten dämpfend. Auch aus dem Boom beim gewerblichen Bau
war die Luft raus. Er erreichte nur knapp das Volumen des
Vorjahres.

Der private Konsum nahm nur noch um 0,8% zu trotz der
Einkommensteuersenkung, von der schwerpunktmäßig Be-
zieher niedriger Einkommen mit hoher marginaler Ver-
brauchsneigung profitierten. Bei dem durch Konsumenten-
befragungen ermittelte Konsumklima setzte sich die seit
1999 Verschlechterung fort. Bremsend wirkten die erheb-
lich schwächer gestiegenen Reallöhne, die verschlechter-
ten Konjunkturerwartungen sowie der stark gestiegene
Schuldendienst der privaten Haushalte – ihre Verschuldung
lag bei 90% des verfügbaren Einkommens, nach 18,5%
1990. Der Staatsverbrauch ist trotz erheblich ungünstige-
rer Lage der öffentlichen Finanzen mit 2,3% fast im Rhyth-
mus des Vorjahres ausgeweitet worden.

Auf dem Arbeitsmarkt – einem Nachläufer der Konjunktur
– hat sich die Situation noch nicht verschlechtert. Die Be-
schäftigung stieg mit 1,6% in kaum ver-
langsamten Tempo, und die Arbeitslosen-
quote verharrte im Jahresdurchschnitt bei
4,1%; im westeuropäischen Vergleich ist das
eine sehr niedrige Rate. Allerdings wurden
die in den Vorjahren verschiedentlich spür-
bar gewordenen Knappheitserscheinungen
seltener. Die Rückwanderung portugiesischer
Gastarbeiter hielt an, und die meist illegale
Zuwanderung vor allem aus Nordwestafrika
und Osteuropa beschleunigte sich.

Der Auftrieb der Konsumentenpreise er-
reichte im Mai den Höhepunkt des durch
Energie- und Nahrungsmittelverteuerung,
Dollaraufwertung und konjunkturelle Über-
hitzungserscheinungen bedingten »Infla-
tionsbuckels«. Anschließend beruhigte sich
die Inflation, da der Ölpreis sank, der Euro

gegenüber dem US-Dollar etwas aufwertete und die Kon-
junktur sich spürbar abkühlte. Die Verbraucherpreise lagen
um 4,4% über dem Niveau des Vorjahres. Dies war eine
der höchsten Inflationsraten in Westeuropa.

Wirtschaftspolitik

Im laufenden Jahr wird die Wirtschaftspolitik bremsend auf
die Konjunktur wirken, um – dies ist das primäre wirt-
schaftspolitische Ziel – den Staatshaushalt zu konsolidie-
ren und den Preisanstieg zu verringern. Während die Geld-
politik spürbar stimuliert und der Wechselkurs des US-Dol-
lar für die Exportwirtschaft allmählich ungünstiger wird, ist
die Finanzpolitik nun restriktiv ausgerichtet. 2003 könnte sich
die insgesamt retardierende Wirkung verstärken. Denn dann
macht sich die weitere Aufwertung des Euro gegenüber dem
US-Dollar dämpfend bemerkbar, von der Geldpolitik könn-
ten gegen Ende des zweiten Halbjahrs leicht dämpfende Ef-
fekte ausgehen, und die Finanzpolitik bleibt konsolidie-
rungsorientiert. Privatisierungen werden forciert, Maßnah-
men zur Flexibilisierung des Arbeitsmarkts und zum Abbau
des überbesetzten öffentlichen Dienstes ergriffen. Maßnah-
men zur Steigerung der Produktivität und der Wettbe-
werbsfähigkeit sollen das Wirtschaftswachstum erhöhen –
der Regierung schwebt auf mittlere Sicht eine um 11/2 bis
2% über dem westeuropäischen Durchschnitt liegende Ra-
te vor – und das Leistungsbilanzdefizit verringern.

Die Geldpolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) zielt
weiter auf Preisstabilität ab. Sie stimuliert die Konjunktur im
laufenden Jahr spürbar. 2003 dürfte sich zunächst etwa kon-
junkturneutral, im späteren Verlauf jedoch leicht restriktiv wir-
ken. Bereits im Mai 2001 hatte die EZB ihren zuvor restrik-
tiven monetären Kurs gelockert, obwohl der durch massive
Rohölverteuerung, Dollaraufwertung und die Tierseuchen
MKS und BSE verursachte Preisschub noch nicht ausge-
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laufen war und die Expansion der neben dem Inflationsziel
als Referenzgröße dienenden Geldmenge M3 deutlich über
dem Zielwert lag. Nach den Terroranschlägen vom 11. Sep-
tember in den USA wurde die geldpolitische Lockerung im
Schulterschluss mit anderen Zentralbanken fortgesetzt. Ins-
gesamt hat die EZB ihren Schlüsselzins in vier Schritten um
insgesamt 1,5 Prozentpunkte auf zuletzt (November 2001)
3,25% gesenkt. Die hieraus resultierenden konjunktursti-
mulierenden Wirkungen werden sich erst heuer voll entfal-
ten. Mit Blick auf den jetzt 1,75% betragenden Leitzins in
den USA und den nur sehr zögernd beginnenden Auf-
schwung in Westeuropa wird auch jetzt noch verschie-
dentlich Spielraum für einen kleinen weiteren Zinsschritt nach
unten gesehen. Allerdings sind die Konsumentenpreise bis
zuletzt (Mai) im Vorjahresvergleich nur noch um 2% gestie-
gen, doch die Kerninflationsrate liegt nach wie vor über 2%,
und die Aussichten auf eine rasche Abschwächung des
Preisauftriebs sind gering, so dass die Teuerungsrate (HVPI)
im Euro-Raum heuer wohl etwas über dem mittelfristig an-
gestrebten Zielwert der EZB von unter 2% p.a. liegen dürf-
te. Damit würde das Inflationsziel nun zum dritten aufein-
anderfolgenden Mal verfehlt, womit allmählich ein Glaub-
würdigkeitsproblem für die Zentralbank entsteht; diese hat
denn auch erst kürzlich wieder vor Inflationsgefahren ge-
warnt. Auch steigt die Geldmenge M3 immer noch erheb-
lich stärker als vorgesehen. Mit zuletzt (im April) 7,6% liegt
die Zuwachsrate im Vorjahresvergleich weit über dem – auch
für 2003 vorgegebenen – jahresdurchschnittlichen Zielwert
von 4,5%. Liquidität zur Finanzierung des Aufschwungs ist
also reichlich vorhanden. Weitere Zinssenkungen sind da-
mit unwahrscheinlich geworden. Spätestens um die Jah-
reswende 2002/2003 ist daher bei in Gang gekommener
Konjunktur eine Straffung der monetären Zügel wahr-
scheinlich. Die dürfte jedoch im Hinblick auf die weitere Fes-
tigung des Euro-Wechselkurses gegenüber dem US-Dol-
lar vorsichtig erfolgen; sollte es zu einer ausgeprägten Ab-
wertung des US-Dollar gegenüber dem Euro kommen, wä-
re allerdings auch eine Zinssenkung denkbar. Die aus dem
geldpolitischen Schwenk resultierenden bremsenden Wir-
kungen auf die Konjunktur wären kaum vor dem Sommer
nächsten Jahres zu erwarten. Schon früher wird sich hin-
gegen die Aufwertung des Euro bemerkbar machen, wenn
auch der Wechselkurs gegenüber dem US-Dollar für euro-
päische Exporteure noch günstig ist. Die EZB führte bis jetzt
in ihren monatlich wechselnden Begründungen für die lau-
fenden Verfehlungen des Geldmengenziels stets Sonder-
faktoren an und reagierte verschiedentlich mit kleinen Neu-
definitionen von M3. Auf diese Weise ist das Vertrauen in
den Euro jedoch nicht zu festigen. Und es drängt sich die
Änderung des monetären Referenzwertes, so man an einem
solchen festhalten will, auf. Die Euro-Bargeldeinführung
ging auch hier glatter über die Bühne als erwartet. Die Be-
völkerung hatte mit dem Abschied vom abwertungs- und
inflationsträchtigen Escudo keine größeren Probleme. Aller-
dings wurde auch hier die zeitweilig getrübte Preistranspa-

renz im Dienstleistungssektor vor allem vom Hotel- und Gast-
stättengewerbe zu erheblichen Preissteigerungen genutzt.

Die Finanzpolitik wurde nach dem Regierungswechsel und
dem hierauf folgenden Kassensturz restriktiv ausgerichtet.
Letzterer war überfällig. Im Februar dieses Jahres hatte die
EU-Kommission neben Deutschland auch Portugal mit ei-
nem »blauen Brief« wegen des zu hohen öffentlichen Fi-
nanzierungsdefizits gedroht. Dieser wurde nur abgewendet,
weil Deutschland nach massiven Interventionen in Brüssel
dessen Zustellung vereiteln und damit aus Gründen der
Gleichbehandlung auch Portugal ersparen konnte; Sank-
tionen, etwa eine Streichung von Fördermitteln, wurden da-
durch zunächst vermieden. Wie verdient die Abmahnung
allerdings gewesen wäre, zeigt der unlängst erfolgte Kas-
sensturz, welcher für das laufende Jahr ein Finanzierungs-
defizit der öffentlichen Hand der Größenordnung von 4,5%
des BIP erwarten ließ – 1,9% waren geplant, wobei man
ein unrealistisch hohes Wirtschaftswachstum von 1,75 bis
2,25% zugrunde gelegt hatte. Bereits 2001 war der Haus-
haltsfehlbetrag 2001 unplanmäßig auf 2,7% gestiegen. Un-
ter anderem führten überraschende Haushaltslücken bei den
Gemeinden zur Verfehlung des ursprünglichen Ziels von
minus 1,1%; zudem verlangt die EU-Kommission, dass als
defizit-neutral verbuchte staatliche Investitionszuschüsse an
öffentliche Unternehmen defizitwirksam ins Budget hinein-
gerechnet werden, wodurch das Manko weiter steigen wür-
de. Nun will man, gemäß dem der EU gegenüber einge-
gangenen Versprechen, den negativen Finanzierungssaldo
auf knapp 3% des BIP drücken; 2004 soll das strukturelle
Defizit fast verschwunden sein. Erreicht werden soll dies
mittels Maßnahmen auf der Einnahmen- und auf der Aus-
gabenseite. Allerdings wird das im Mai gestartete 40-Punk-
te-Schockprogramm zur Konsolidierung der Staatsfinanzen
hierzu vermutlich nicht ausreichen, wie auch das Finanzmi-
nisterium einräumt. Zur Jahresmitte ist folglich ein Nach-
tragshaushalt zu erwarten. Die von der abgetretenen Re-
gierung für 2003 angekündigten Senkungen der Körper-
schaftsteuer von 30 auf 20% wurde zunächst auf 2003 ver-
schoben. Die Planungen für prestigeträchtige, aufwendige
und überdimensionierte Großprojekte wie der neue Flugha-
fen für Lissabon sowie gleich vier Eisenbahnhochge-
schwindigkeitsstrecken nach Spanien sind auf Eis gelegt
worden. Der Höchstsatz der Mehrwertsteuer (die übrigen
Sätze bleiben unverändert) steigt am 1. Juli 2002 von 17 auf
19%. Rund 30 staatliche Institutionen werden geschlossen
und weitere 40 fusioniert. Den Gemeinden werden Fesseln
bei der Schuldenaufnahme angelegt. Im öffentlichen Dienst
gilt jetzt ein Einstellungsstopp, es kommt zu Frühpensio-
nierungen, und befristete Arbeitsverträge im öffentlichen
Dienst werden vielfach nicht erneuert (die Regierung bezif-
fert die hieraus resultierenden Arbeitsplatzverluste auf rund
10 000, während die Gewerkschaften von ca. 15 000 spre-
chen). Privatisierungen werden energischer angegangen.
Für Wohnungskäufe sozial Schwacher hat man die Zins-
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vergünstigungen gestrichen, die Bedingungen zum Bezug
des staatlich garantierten Mindesteinkommens werden ver-
schärft. Das Eintreiben von Unternehmenssteuern wird in-
tensiviert; in Italien konnte das Aufkommen auf diese Weise
beträchtlich gesteigert werden. Vorraussetzung ist jedoch
eine erhebliche Aufstockung der Mittel für Steuerprüfungen
– von den ca. 230 000 Unternehmen des Landes zahlt nur
eine kleine Minderheit Steuern. Auch bemüht man sich, mit
der »Logik der Subventionen« zu brechen. Hilfsgelder an
Unternehmen sollen – und dieses Beispiel wäre auch in an-
deren westeuropäischen Ländern beherzigenswert – zu-
nächst als Darlehen unter Einbeziehung spezieller Banken
gewährt und erst nach partieller oder vollständiger Errei-
chung der Ziele teilweise oder voll in Unternehmenskapital
umgewandelt werden. Zusätzlich können vor allem export-
orientierte Firmen 20% der zu zahlenden Körperschaftsteuer
für Bruttoanlageinvestitionen oder in Forschung in Entwick-
lung, die aber innert zweier Jahre getätigt werden müssen,
einbehalten; dies ist als Übergangsmaßnahme gedacht,
bis der Körperschaftsteuersatz auf 20% gesenkt ist. Ande-
rerseits wurden für die Bezieher niedriger Einkommen Er-
leichterungen beschlossen. Unter allen Umständen wird
die Fortführung jener staatlichen, für die infrastrukturelle Ver-
besserung unabdingbaren Investitionen gesichert, welche
die EU im Rahmen der Struktur- und Kohäsionsfonds weit-
gehend mitfinanziert; diese Zuwendungen belaufen sich
auf reichlich 2% des Bruttoinlandsprodukts. Auch das über
Jahre hinweg erheblich geschrumpfte Verteidigungsbud-
get erleidet keine Abstriche.

Die Lohnpolitik hält offiziell zunächst noch an dem 1992 mit
den Gewerkschaften vereinbarten, auf moderate Lohnanhe-
bungen abstellenden Kurs fest. Obwohl dieser später mit ei-
nem »Strategischen Sozialpakt« flankiert wurde, waren die
Lohnsteigerungen während der letzten Jahre und auch heu-
er wieder derart überhöht, dass die auf niedrigen Löhnen als
Anziehungspunkt für ausländische Investoren basierende
Entwicklungsstrategie immer mehr unterminiert wurde. In
die gleiche Richtung weisen die nur noch dem westeuropä-
ischen Durchschnitt entsprechenden Produktivitätsfortschritte
bei einem Produktivitätsniveau, das erst bei zwei Drittel des
EU-Durchschnitts liegt. Die heuer angelaufene Steuerreform
mit ihren steuerlichen Erleichterungen war auch als Gegen-
leistung für lohnpolitische Zurückhaltung gedacht. Von den
Gewerkschaften wurde das indes nur ansatzweise so ver-
standen. Diese werden vielmehr durch das schwache Wirt-
schaftswachstum und die tendenziell nachlassenden Preis-
steigerungen zu größerer Zurückhaltung genötigt. Dies dürf-
te auch für 2003 gelten. In erster Linie macht sich das bei
der Wage-drift bemerkbar, die 2001 noch bei 11/2% lag. Be-
mühungen der Regierung zur Dämpfung des Lohnauftriebs
werden durch das rigideste Arbeitsrecht in Westeuropa, wel-
ches Entlassungen fast unmöglich macht, sehr erschwert, da
Streiks mittel- und unmittelbar so schnell keine Konsequen-
zen in Form von Arbeitsplatzverlusten haben. Die Löhne dürf-

ten 2002 um ca. 43/4% im Jahresdurchschnitt und 2003 um
rund 4% steigen, nach 5,8% 2001.

Ordnungspolitisch ist ein jüngst ergangenes Urteil des Eu-
ropäischen Gerichtshofs von Belang, welches in staatlicher
Hand befindliche »Goldene Aktien« zur Verhinderung von
Übernahmen privatisierter Unternehmen für unzulässig er-
klärte. In dieser Sache hatte die EU-Kommission gegen Por-
tugal und Frankreich geklagt. Privaten Unternehmen sollen
in die Renten- und Krankenversicherung eingebunden wer-
den. Bis Ende 2003 will man unter anderem die Fluglinie TAP,
einen der beiden staatlichen Fernsehkanäle, den Zellulose-
und Papierhersteller Portucel, den Stromversorger Electri-
cidade de Portugal, der Mineralöl- und Gasholding Galp-
Energia sowie das Institut für Staatsbeteiligungen (IPE) – es
hält umfängliche Beteiligungen an Autobahnen, der Was-
serversorgung, der Telephongesellschaft etc. – ganz oder
teilweise privatisieren. Zudem werden die Modalitäten bei
der Gründung neuer oder von Zweigfirmen bestehender
Unternehmen vereinfacht und beschleunigt. Eine Flexibili-
sierung des äußerst rigiden Arbeitsrechts ist geplant, was
bereits zu Protesten der Gewerkschaften geführt hat. Die
von der letzten Regierung noch Ende 2001 erlassenen Ver-
schärfungen bei Zeitarbeitsverträgen sowie bei Überstun-
denarbeit will man rückgängig machen. 

Arbeitsmarktpolitisch bedeutsam ist der drastische
Schwenk bei der Zuwanderung ausländischer Kräfte, wie er
auch in Dänemark, Frankreich, Italien und den Niederlanden
zu beobachten ist. Diese wurde jahrelang sehr liberal und
erst seit Ende 2001 etwas restriktiver gehandhabt. Traditio-
nell ein Auswanderungsland, tut sich die Gesellschaft mit
der in den letzten Jahren sprunghaft gestiegenen Einwan-
derung zunehmend schwer – allein 2001 stieg die Auslän-
derquote von etwas über 2 auf 3,5%, angelockt vom Ar-
beitskräftebedarf besonders in der Bauwirtschaft und im
Gastgewerbe. Kamen die Immigranten früher überwiegend
aus den ehemaligen Kolonien (vor allem aus der Inselrepu-
blik Cabo Verde) und aus Brasilien, also aus den portugie-
sischen Sprach- und Kulturraum, so schwoll neuerdings die
Einwanderung aus Mittel- und Osteuropa (besonders aus
der Ukraine, Rumänien, Russland) an. Der wachsenden Ani-
mosität der Einheimischen auch gegen afrikanische Zu-
wanderer wird mit Einwanderungsquoten und der verstärk-
ten Abschiebung illegal Eingereister entsprochen. Zudem
wird die Bewilligung zur Immigration von der Fähigkeit zur
Integration, dem Nachweis einer Arbeitsstelle und der Stel-
lung des Einreiseantrags im Heimatland abhängig gemacht. 

Wirtschaftsentwicklung im Jahre 2002

Als weltwirtschaftliche Rahmendaten werden unterstellt:
In den Vereinigten Staaten erhöht sich das reale Bruttoin-
landsprodukt um etwa 21/4%. Die gesamtwirtschaftliche Er-
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zeugung steigt in Japan um ca. 1/2%. In Mitteleuropa neh-
men Nachfrage und Produktion um etwa 21/2% zu. In West-
europa wird das reale Bruttoinlandsprodukt um reichlich 1%
ausgeweitet; für die EU und den Euro-Raum sind ähnliche
Raten zu erwarten, während die Zunahme in Deutschland
knapp 3/4% beträgt. Der Einfuhrpreis für Rohöl liegt in den
westlichen Industrieländern im Schnitt des Jahres bei 24 US-
Dollar pro Barrel. Die Preise für Industrierohstoffe (ohne Öl)
sinken gegenüber 2001 um ungefähr 3%. Der Wechselkurs
des Euro bewegt sich im Jahresdurchschnitt innerhalb ei-
ner Bandbreite von 0,90 bis 1 US-Dollar. Das Volumen des
Welthandels expandiert in einer Größenordnung von 23/4%.

In Portugal erholt sich die Konjunktur nur sehr schleppend.
Zwar gibt die Geldpolitik Impulse, aber die Finanzpolitik
bremst erheblich, so dass die Inlandsnachfrage nur sehr
langsam zunimmt. Zudem wird der Dollarkurs mit fort-
schreitender Aufwertung des Euro allmählich weniger güns-
tig, und die preisliche Wettbewerbsfähigkeit sinkt generell
infolge überrissener Lohnerhöhungen erneut. Die Gewöh-
nung an eine, den internen Ressourcen entsprechende
Nachfrageentwicklung ist noch nicht abgeschlossen, nach-
dem man noch bis vor kurzem erheblich über die Verhält-
nisse gelebt hat. Die hiermit verbundenen Auseinanderset-
zungen mit den Gewerkschaften stehen noch bevor. Auch
ist abzuwarten, ob trotz des neuen wirtschaftspolitischen
Kurses die Produktivität schon bald rasch gesteigert und die
während der letzten Jahre wesentlich gesunkene Attrakti-
vität des Wirtschaftsstandorts für ausländische Investoren
nennenswert gehoben werden kann. Denn der über Jahre
hinweg bemerkenswerte Aufholprozess gegenüber dem EU-
Durchschnitt stockt seit dem Jahre 2000. Und im Augen-
blick muss man befürchten, der Anschluss könnte auch
mittelfristig verloren gehen, mitbedingt durch die EU-Ost-
erweiterung. Das reale Bruttoinlandsprodukt dürfte trotz
positivem Swing bei den Vorräten lediglich um knapp 1%
expandieren. Das wäre weniger als im westeuropäischen
Mittel. Auf eine sehr schleppende Belebung lassen auch
die Klimaindikatoren schließen. Die Investitionen stagnieren,
der Verbrauch steigt kaum, und die Ausfuhr gewinnt ledig-
lich langsam an Schwung. Auf dem Arbeitsmarkt ver-
schlechtert sich die Lage, doch bleibt die Arbeitslosenquo-
te im westeuropäischen Vergleich sehr niedrig. Der relativ
rasche Preisauftrieb beruhigt sich nur allmählich. Das Defi-
zit der Leistungsbilanz nimmt ab, bleibt aber sehr hoch.

Die Ausfuhr von Gütern und Dienstleistungen – es ist mit
einem Anstieg um etwa 2% zu rechnen – gewinnt im Zuge
der weltwirtschaftlichen Erholung nur langsam an Dyna-
mik; ausgehend von einem beträchtlichen negativen Über-
hang zu Beginn des Jahres. Es werden also Anteile am Welt-
handel verloren, was für ein auf wirtschaftliches Aufholen
programmiertes Land bedenklich ist. Zwar gehen von der
westeuropäischen Konjunkturerholung ebenso Impulse aus,
wie von der nordamerikanischen Wirtschaftsentwicklung.

Insgesamt bleiben diese jedoch schwach. Denn infolge des
neuerlich über dem westeuropäischen Durchschnitt liegen-
den Lohnanstiegs bei etwa gleichlaufendem Produktivitäts-
fortschritt geht wiederum preisliche Wettbewerbsfähigkeit
verloren. Da zudem sehr wenig in Forschung und Entwick-
lung investiert wird und die Niederlassungen ausländischer
Unternehmen nur als verlängerte Werkbänke fungieren, kann
dieses Manko auch nicht durch nennenswerte Produktin-
novationen wettgemacht werden. Ferner wird der bis zum
Herbst 2002 besonders im hochpreislichen Segment boo-
mende Tourismussektor einen empfindlichen Rückgang er-
leben, wie die bisherigen Übernachtungszahlen und die Bu-
chungen vermuten lassen. Und schließlich wird der Wech-
selkurs des US-Dollar bei anhaltender Aufwertung des Eu-
ro für portugiesische Exporteure immer weniger günstig. Der
Import dürfte infolge der flauen Konjunktur etwas zurück-
gehen, zumal bei schwacher Verbrauchsentwicklung der
Absatz dauerhafter Konsumgüter sinkt – diese haben viel-
fach einen hohen Importanteil oder werden zu einem er-
heblichen Teil komplett eingeführt. Obwohl sich die Terms
of Trade nur wenig verbessern, nimmt das Defizit der Leis-
tungsbilanz auf eine Größenordnung von 9% ab.

Der private Konsum nimmt nur um knapp 1/2% zu. Im Ver-
lauf bedeutet das annähernd Stagnation. Retardierend wir-
ken vor allem die allmähliche Verschlechterung der Arbeits-
marktlage, die restriktiven Maßnahmen der Regierung, die
langsamer steigenden Reallöhne sowie das seit Herbst 2001
weit unter dem langjährigen Durchschnitt liegende Kon-
sumklima, welches eine steigende oder zumindest konstante
Sparquote erwarten lässt. Auch bildet der Schuldendienst
für die privaten Haushalte eine große Belastung, war doch
die Verschuldung zwischen 1999 und 2000 von knapp 20 auf
annähernd 90% des verfügbaren Jahreseinkommens ge-
stiegen. Die Anhebung des höchsten Mehrwertsteuersat-
zes um 2 Prozentpunkte zur Jahresmitte bleibt vermutlich
nicht die einzige zusätzliche Belastung durch den Fiskus.
Die mit der Qualifizierung für die Europäische Währungs-
union stark gesunkenen Zinsen haben die Überschuldung
vieler Haushalte bisher kaschiert. Die Verschuldung betrifft
Hypotheken zum Erwerb von Wohnungs- und Hauseigen-
tum sowie Konsumentenkredite Bei der schwachen Kon-
junktur und langsam aufwärts tendierenden Langfristzin-
sen entstehend zunehmend Probleme. Der Staatsverbrauch
expandiert infolge der restriktiv ausgerichteten Finanzpolitik
um knapp 11/4%.

Die Bruttoanlageinvestitionen entwickeln sich unter-
schiedlich; insgesamt dürften sie gegenüber 2001 etwas ab-
nehmen. Aufwärts gerichtet, wenn auch nicht im bisheri-
gen Tempo, bleiben die öffentlichen, mit EU-Geldern ali-
mentierten Investitionen, die ganz überwiegend in die Infra-
struktur gehen, also die Baukonjunktur stützen. Anderer-
seits setzt sich die ausgeprägte Rezession im Wohnungs-
bau fort, auf den etwa die Hälfte des Bauvolumens entfällt.
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Dämpfend wirkt die vom Bauboom in der zweiten Hälfte
der neunziger Jahre zu einem guten Teil gesättigte Nach-
frage, die hohe Verschuldung der privaten Haushalte sowie
die schwache Konjunktur. Diese verhindert die Realisierung
des vielfach bestehenden Wunsches nach einer Zweitwoh-
nung vor allem an den Küsten. Der in den vergangenen Jah-
ren besonders an der Südküste und auf den Inseln be-
trächtlich ausgeweitete Bau meist hochpreislicher Hotels lei-
det unter der mit rückläufigem Ausländerfremdenverkehr sin-
kenden Kapazitätsauslastung. Und in Fabrik- und Büro-
bauten wird trotz der neuerdings gewährten steuerlichen
Förderung nur sehr verhalten investiert, auch weil die kon-
junkturellen Perspektiven zurückhaltend beurteilt werden.
Gleiches gilt für die Ausrüstungsinvestitionen infolge ver-
haltener Absatz- und Gewinnerwartungen, zumal die Aus-
lastung der Kapazitäten in der verarbeitenden Industrie et-
wa dem langfristigen Durchschnitt entspricht. So befindet
sich etwa der zuvor stark expandierende Mobilfunksektor
in einer Konsolidierungsphase. Ferner gibt es keine Anzei-
chen für die Ansiedlung neuer größerer Industrieunterneh-
men durch ausländische Investoren, da der Wirtschafts-
standort Portugal erheblich an Anziehungskraft verloren hat
– noch wandern aber keine Unternehmen ab. Der frühere
Lohnkostenvorteil ist vor allem an die mitteleuropäischen
und asiatischen Länder verloren gegangen, der Ausbil-
dungsstand und neuerdings auch der Arbeitseifer der Be-
schäftigten werden moniert, das rigide Arbeitsrecht wird
stark kritisiert und über die steuerliche Belastung geklagt. 

Auf dem Arbeitsmarkt verschlechtert sich die Lage allmäh-
lich. Die Beschäftigung sinkt etwas, und die Arbeitslosen-
quote dürfte im Jahresdurchschnitt auf knapp 5% steigen,
obwohl die Immigration auch konjunkturbedingt nachlässt.
Damit wird allerdings das Maß der Unterbeschäftigung er-
heblich unterzeichnet. Denn mit rund 700 000 (bei etwa

4,9 Mill. zivilen Erwerbstätigen und 10 Mill. Einwohnern) viel-
fach schlecht bezahlten und unterausgelasteten Bediens-
teten ist der öffentliche Sektor weit überbesetzt. Außerdem
suchen viele Teilzeitbeschäftigte im Dienstleistungssektor ei-
ne Vollzeitstelle. Gut ausgebildete Kräfte bleiben gleichwohl
gefragt.

Der Preisauftrieb hat sich im bisherigen Verlauf des Jahres
erst wenig beruhigt, obwohl Sonderfaktoren entfallen sind,
die der Inflation 2001 so kräftig Auftrieb gegeben haben.
Zwar werden die nur schwache konjunkturelle Belebung und
der steigende Eurokurs stabilisierend wirken. Aber der kräf-
tige Lohnauftrieb bei mäßigem Produktivitätsfortschritt so-
wie die Anhebung des Höchstsatzes der mehrwertsteuer
um 2 Prozentpunkte auf 19% zum 1. Juli lassen bei nach
wie vor vielfach geringem Wettbewerb auch im weiteren Ver-
lauf des Jahres eine nur allmähliche Verlangsamung des
Preisauftriebs erwarten. Die Konsumentenpreise dürften
um gut 31/4% über dem Niveau von 2001 liegen. Im Schnitt
der ersten vier Monate 2002 erhöhten sie sich um 3,5%.

Wirtschaftsentwicklung im Jahre 2003

Als weltwirtschaftliche Rahmendaten werden angenom-
men: In den Vereinigten Staaten expandiert das reale Brut-
toinlandsprodukt um rund 31/4%. Nachfrage und Produk-
tion nehmen in Japan um etwa 11/4% zu. Im Mitteleuropa
steigt die gesamtwirtschaftliche Erzeugung um ungefähr
31/2%. In Westeuropa, in der EU und im Euro-Raum erhöht
sich das reale Bruttoinlandsprodukt um rund 21/2%; in
Deutschland beträgt die Zunahme ca. 21/4%. Der Import-
preis für Rohöl beträgt in den westlichen Industrieländern
im Jahresdurchschnitt ungefähr 24 US-Dollar pro Barrel.
Industrierohstoffe (ohne Öl) kosten etwa 7% mehr als 2002.

Veränderungsraten des realen BIP und seiner Komponenten
– in % –

1999 2000 2001 2002a) 2003a)

EUb) EUb) OECDc) EUb) OECDc)

Bruttoinlandsprodukt 3,4 3,4 1,8 1,5 1,7 2,2 2,7
Inlandsnachfrage 5,5 2,9 0,6 0,8 1,7 1,9 2,7
Privater Verbrauch 4,8 2,6 0,8 0,7 1,1 2,0 2,0
Staatsverbrauch 4,5 2,5 2,3 1,7 2,0 1,0 1,7
Bruttoanlageinvestitionen 7,2 4,8 – 0,5 0,5 2,9 2,1 5,0
Exported) 3,2 8,2 3,3 2,4 3,4 6,1 7,8
Imported) 8,7 5,7 0,1 0,6 3,0 4,5 6,7

Industrieproduktion (ohne Bau) 3,1 0,4 2,4 n.a. n.a. n.a. n.a.
Konsumentenpreise (HVPI) 2,2 2,8 4,4 3,1 3,1 2,4 2,8
Arbeitslosenquote 4,5 4,1 4,1 4,6 4,4 5,0 4,3
Leistungsbilanz (Saldo)e) – 8,9 – 10,4 – 9,6 – 8,7 – 8,7 – 8,6 – 8,1
Finanzierungssaldo des Staatese) – 2,2 – 1,5 – 2,7 – 2,6 – 2,4 – 2,5 – 1,8

a) Schätzungen. – b) Kommission der EU, Brüssel, vom April 2002. – c) Organisation for Economic Co-operation and Development, Paris, vom
April 2002. – d) Güter- und Dienstleistungen. – e) In Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP).
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Der Wechselkurs des Euro liegt im Mittel des Jahres inner-
halb einer Bandbreite von 0,95 bis 1,05 US-Dollar. Das Vo-
lumen des Welthandels dürfte in einer Größenordnung von
7% ausgeweitet werden.

In Portugal dürfte das Wirtschaftswachstum neuerlich hin-
ter dem EU-Durchschnitt zurückbleiben, das Land also in
dieser Hinsicht weiter zurückfallen, obwohl die Geldpolitik
erst im späteren Verlauf des Jahres leicht bremsen wirkt.
Restriktive Wirkungen gehen von der Finanzpolitik aus, aber
auch von der während der vergangenen Jahre überzoge-
nen Lohnpolitik, die den Status als Billiglohnland untermi-
niert hat mit der Folge, dass nennenswerte zusätzliche aus-
ländische Investitionen ausbleiben. Während die Inlands-
nachfrage nur langsam zunimmt, kommt der Export im Sog
des expandierenden Welthandels deutlich auf Touren, wenn-
gleich sich der Ausländertourismus erst allmählich erholt und
die fortgesetzte Aufwertung des Euro gegenüber dem US-
Dollar die Ausfuhr verteuert. Das reale Bruttoinlandspro-
dukt dürfte sich um knapp 2% erhöhen. Im weiteren Ver-
lauf wird sich das Wachstum nicht mehr beschleunigen.
Die Arbeitslosenquote erhöht sich weiter. Andererseits sinkt
das wesentlich überhöhte Defizit der Leistungsbilanz noch-
mals, und der Preisanstieg beruhigt sich weiter, auch weil
der Lohnauftrieb allmählich nachlässt.

Die Ausfuhr von Gütern und Dienstleistungen nimmt im Zu-
ge des dynamisch expandierenden Welthandels um knapp
6% zu. Seit einiger Zeit ist die Entwicklung des Welthan-
dels die ausschlaggebende Determinante, weil über Pro-
duktinnovationen wenig und durch Ansiedlung neuer, ex-
portorientierter Niederlassungen ausländischer Unterneh-
men keine Impulse für die portugiesische Ausfuhr zu er-
warten sind. Da auch nicht nennenswert von der wieder leb-
haften Nachfrage nach technisch hochstehenden Erzeug-
nissen Anregungen ausgehen und die preisliche Wettbe-
werbsfähigkeit gegenüber mitteleuropäischen und asiati-

schen Ländern weiter abnimmt, werden neuerlich Markt-
anteile verloren. Da die Inlandsnachfrage nur mäßig ausge-
weitet wird, steigt der Import spürbar langsamer als der
Export. Bei nochmals etwas verbesserten Terms of Trade
sinkt der Fehlbetrag der Leistungsbilanz auf eine Größen-
ordnung von 73/4% des BIP.

Die Bruttoanlageinvestitionen (etwa + 11/2%) erhöhen sich
sehr schleppend. Neuansiedlungen oder Kapazitätserweite-
rungen durch Tochtergesellschaften ausländischer Unter-
nehmen werden nicht in nennenswertem Umfang getätigt. Es
muss sogar mit Abwanderungen gerechnet werden, sollte
dem gesamtwirtschaftlichen Konsolidierungskurs der neuen
Regierung ein deutlicher Erfolg versagt bleiben. Angesichts
der schwach wachsenden Inlandsnachfrage und der sin-
kenden preislichen Wettbewerbsfähigkeit im Export dürfte
hauptsächlich in die Rationalisierung und nur wenig in die
Erweiterung der Anlagen investiert werden, obwohl sich die
Absatz- und Ertragsaussichten spürbar verbessert haben.
Die seit Mitte 2002 geltenden steuerlichen Erleichterungen
für Investitionen werden die Investitionskonjunktur nicht we-
sentlich stimulieren, da sie keine einmalige Maßnahme, son-
dern nur einen Übergang bis zur Verringerung des Körper-
schaftsteuersatzes darstellen. Der Wirtschaftsbau expandiert
folglich ebenfalls verhalten, auch weil die geplante Kapazi-
tätserweiterung im Einzelhandel nicht im vollen Umfang rea-
lisiert werden dürfte, der Bedarf an zusätzlichen Büroflächen
eher gering ist und größere Hotelprojekte infolge der meist
ungenügenden Auslastung kaum noch in Angriff genommen
werden. Die Rezession im Wohnungsbau geht weiter, bedingt
durch die hohe Verschuldung und die unsicherer geworde-
nen Beschäftigungsperspektiven der privaten Haushalte so-
wie die 2002 erfolgte Streichung von öffentlichen Zuschüs-
sen für sozial Schwächere beim Kauf von Häusern oder Woh-
nungen. Projekte, vor allem in der öffentlichen Infrastruktur,
für die EU-Gelder bereitstehen, werden fortgeführt oder neu
begonnen, sodass die staatlichen Bauinvestitionen weiter

eine wichtige Stütze der Investitionskonjunk-
tur bilden.

Der private Konsum (ca. + 11/2%) wird
schleppend ausgeweitet. Kaum zunehmen-
de Beschäftigung, langsam steigende Real-
löhne, weitere Einsparungen beim öffent-
lichen Dienst und im sozialen Bereich las-
sen die Kaufkraft der privaten Haushalte nur
verhalten expandieren. Deren hohe Ver-
schuldung belastet umso mehr, als die Zin-
sen allmählich weiter anziehen. Außerdem ist
mit einer höheren Sparquote zu rechnen. Der
öffentliche Verbrauch wird im Zuge der Bud-
getrestriktionen lediglich um ungefähr 1/2%
ausgeweitet.

Auf dem Arbeitsmarkt machen sich mode-
rates Wirtschaftswachstum und die Abstri-
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che im immer noch überbesetzten öffentlichen Dienst deut-
lich bemerkbar. Die Beschäftigung dürfte gegenüber 2002
knapp stagnieren, die Unterbeschäftigung nimmt zu, und
die Arbeitslosenquote erhöht sich auf rund 51/2% im Jah-
resdurchschnitt. Der Immigrationsdruck lässt nach, we-
sentlich bedingt durch die schlechteren Beschäftigungs-
möglichkeiten im Bausektor.

Der Preisauftrieb lässt noch etwas nach. Die weitere Auf-
wertung des Euro dämpft den Anstieg der Importpreise,
der Lohnauftrieb verlangsamt sich weiter, und nochmalige
Anhebungen indirekter Steuern und Gebühren sind nicht
zu erwarten. Darüber hinaus resultieren Basiseffekte aus der
vorjährigen Mehrwertsteuererhöhung und den Anfang 2002
im Zusammenhang mit der Euro-Bargeldeinführung erfolg-
ten Preisanhebungen. Die Konsumentenpreise dürften um
knapp 3% über dem Niveau von 2002 liegen.

Abgeschlossen am 17. Juni 2002     
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